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Die  Kölner  Erzbischofswahl  nach  Geisseis  Tode 

(1864—1865). 


Von 
Heinrich  Schrörs, 


Soweit  unsere  geschichtliche  Kenntnis  zurückreicht,  haben 
eine  Wahlhandlungen  des  kölnischen  Domkapitels  so  lange  gedauert 
nd  sind  innerlich  so  verwickelt  gewesen,  wie  die  nach  dem  Hin- 
seheiden des  Kardinals  Johannes  von  Geissei.  Sie  haben  bis  auf 
einen  Tag  genau  13  Monate  in  Ansprach  genommen  und  doch  zu 
Keinem  Ergebnisse  geführt,  da  schliesslich  der  Heilige  Stuhl,  ein- 
griff und  einen  neuen  Erzbischof  ernannte.  Gleichwohl  ist  über  die 
Vorgänge  bei  dieser  Wahl  nur  wenig  bekannt  geworden.  Emil 
Friedberg ^)  hat  ihr  zwar  eine  ziemlich  ausführliche  Darstellung  ge- 
vidmet,  aber  sie  befasat  sich  ausschliesslich  mit  der  juristischen 
-eite  und  mit  dieser  auch  bloss  hinsichtlich  der  Stellung  des 
:-taates,  nicht  aber  hinsichtlich  der  kanonistischen  Frage,  die  das 
Kapitel  spaltete;  von  den  Verhandlungen  im  Wahlkörper  selbst 
verrät  der  Verfasser  nur  geringe  Kenntnis.  Ist  diese  Schilderung 
von  einem  scharf  staatskirchlichen  Standpunkt  aus  entworfen,  so 
ist  das,  was  Otto  Pfülf 2)  darüber  —  allerdings  sehr  summarisch  — 


1)  Der  Staat  und  die  Bischofswahlen  in  Deutschland  (1874)  251—263. 

—  Die  anonyme  Broschüre  „Zur  Erzbischofswahl  in  Köln*  (1866)  ist  eine 

Kulturkampfsschrift  vor  dem  Kulturkampfe,  tendenziös  und  wertlos.    Sie 

will   den  Bischof  Melchers  von  Osnabrück   kirchenpolitisch  verdächtigen, 

:n  ihm  den  Weg  nach  Köln  zu  verlegen. 

-)  Bischof  von  Ketteier  (1899)  2,  252:  „Nach  hartem  Kampfe  mit 
«iner  staatsdienerischen  Minorität  hatte  die  ansehnliche  Majorität  ...  in 
«iuer  Sitzung  vom  26.  Oktober  1864  für  die  Wahl  des  neuen  Erzbischofs 
die  Liste  aufgestellt  .  .  .  Die  Absichten  dieses  Teiles  des  Domkapitels 
waren  vorwiegend  auf  Ketteier  geriöfitet.     Die  Regierung  aber  und  die 
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schreibt,  ebenso  einseitig  in  entgegengesetzter  Richtung.  Nichts  ist  \ 
in  seinem  Berichte  ganz  zutreffend  und  fast  alles  geradezu  auf  den  ' 
Kopf  gestellt.  Die  Hauptquellen  standen  Pfülf  offenbar  nicht  zur  \ 
Verfügung.  j 

Als  solche  Quellen  kommen  zunächst  in  Betracht  die  zwei  ^ 
Bände  umfassenden  Wahlakten  des  Domkapitels,  deren  Benutzung  ; 
mir  dieses  in  dankbar  anzuerkennendem  Entgegenkommen  gestattet  l 
hat.  Diese  Akten  gewähren  indes  nur  einen  Einblick  in  das  amt-  | 
liehe  Getriebe,  lassen  dagegen  die  eigentlichen  Ziele  und  bewegen-  ^ 
den  Gedanken  der  Parteien  und  Persönlichkeiten  in  keiner  Weise  \ 
hervortreten,  verhüllen  sie  vielmehr  mit  ängstlicher  Absicht.  Die  1 
Verhandlungen  erschöpfen  sich  in  taktischen  Schachzügen  und  deren  ; 
rechtlicher  Begründung ;  die  wichtigsten  Dinge  gingen  hinter  den  : 
Kulissen  vor  sich.  \ 

Ausserdem  lag  mir  eine  sehr  umfassende  Aktensammlung  des  « 
Domkapitulars  Frenken,  eines  Mitgliedes  der  Minderheit  vor,  die 
mir  durch  die  grosse  Güte  seines  Neffen,  des  Herrn  Oberlandes-  i 
gerichtspräsidenten  Dr.  Frenken  in  Köln,  zugänglich  wurde.  Ich 
darf  nicht  unterlassen,  auch  an  dieser  Stelle  den  wärmsten  Dank  \ 
zu  sagen.  Die  Sammlung  Frenkens  enthält  in  Abschriften,  die  von  = 
ihm  selbst  angefertigt  sind  und  an  deren  Zuverlässigkeit  bei  dem 
persönlichen  Charakter  des  ausgezeichneten  Mannes  kein  Zweifel  \ 
obwalten  kann,  sämtliche  Sitzungsprotokolle  und  sonstigen  Schrift-  j 
stücke  der  vorhin  erwähnten  Kapitelsakten,  darüber  hinaus  aber  ' 
auch  Aktenstücke,  die  von  der  Minderheit  allein  ausgingen  oder  an  ] 
sie  gerichtet  waren.  Auch  erstreckt  sich  diese  Sammlung  zeitlich  ' 
etwas  weiter  als  die  des  Domkapitels.  Noch  grösser  ist  ihr  Wert  ] 
dadurch,  dass  Frenken  kritische  Randbemerkungen  und  längere  Er-  i 
läuterungen  hinzugefügt  hat.  Sie  sind  natürlich  von  seinen  An-  j 
Behauungen  aus  gemacht,  verdienen  aber  volle  Beachtung,  weil  ihr  \ 
Urheber  das  tätigste  Glied  und  der  Wortführer  der  Minderheit  war  und  ] 
durch  kanonistische  Kenntnisse  und  klares  juristisches  Denken  her-  i 
vorragt,  Rücksichtlich  der  positiven  Angaben  hat  er  seiner  Samm- 1 
Inng  die  Erklärung  vorangestellt:  Die  „vorkommenden  tatsächlichen  ^ 
Anführungen  verbürge    ich  als  auf    zuverlässiger  Wissenschaft   be-  ; 


ihr  unbedingt  dienstwillige  Partei  erstrebte  durch  direkte  Verhandlung  : 
mit  Rom,  unter  Umgehung  des  Wahlrechtes  des  Kapitels,  die  Erhebung  \ 
des  Fürsten  Hohenlohe."  I 
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ruhend  und  bemerke  nur,  dass  ich  dabei  alles,  was  icb  weiss,  zu 
sagen  und  zu  erzählen  noch  nicht  an  der  Zeit  finden  durfte". 

Aus  einer  amtlichen  Mitteilung  des  Dompropstes  München 
au  Frenken  ist  ersichtlich,  dass  auch  Augehörige  der  Mehrheit  die 
Kapitelsakten  zur  Abschrift  erhalten  haben.  Daher  ist  mit  der 
Möglichkeit  zu  rechnen,  dass  anderswo  Sammlungen  ähnlich  der 
Frenken'schen  und  wie  diese  mit  Ergänzungen  durch  Schriftstücke 
ihrer  Partei  und  vielleicht  auch  mit  sonstigen  Berichten  versehen, 
erhalten  sind.  Namentlich  könnte  der  Nachlass  des  Domdechanten 
und  Weihbischofs  Baudri,  der  für  seine  Genossen  den  Briefwechsel 
mit  dem  Münchener  Nuntius  und  mit  Rom  führte.  Wichtiges  bergen. 

Natürlich  sind  von  grosser  Bedeutung  auch  die  Akten  der 
preussischen  Ministerien  des  Kultus  und  des  Äussern,  sowie  die 
römischen  Papiere,  zu  denen  nicht  bloss  die  Schriftstücke  der 
päpstlichen  Archive,  sondern  auch  die  Stücke  aus  der  Korrespon- 
denz des  Kardinals  Reisach,  der  hauptsächlich  an  den  Verhand- 
lungen in  Rom  beteiligt  war,  zu  rechnen  sind.  Da  alle  diese  Quellen 
gegenwärtig  noch  nicht  fliessen,  kann  an  eine  abschliessende  Wahl- 
geschichte noch  nicht  gedacht  werden. 

Aus  der  Presse^)  jener  Zeit  lässt  sich  kaum  etwas  gewinnen. 
Weil  sich  die  Erörterungen  bald  auf  das  rein  Kirchenpolitische  ver- 
steiften und  sich  in  langatmigen  geschichtlichen  und  juristischen 
Beweisen  über  das  Vetorecht  des  Staates  ergingen,  nahm  die  Öffent- 
lichkeit keinen  grossen  Anteil;  was  sie  hätte  fesseln  können,  die 
Beleuchtung  der  Persönlichkeiten,  sei  es  die  des  Kapitels,  sei  es 
die  der  Wahlkandidaten,  wurde  fast  ganz  vermieden.  Frenken  be- 
merkt (Anhang  der  Sammlung):  „Der  eigentliche  Fragepunkt,  die 
kanonistische  Berechtigung  einer  bindenden  Listenwahl*)  gegenüber 
den  Rechtseinwendungen  der  Wahlberechtigten,  blieb  von  Anfang 
bis  zu  Ende  der  Presse  völlig  unbekannt.  Nur  was  gegenüber  der 
Staatsregierung  von  dem  Listenverfahren  zu  halten,  diese  ganz  ver- 


^)  Die  offiziöse  , Norddeutsche  Allg.  Ztg."  1865  Nr.  224,  „Vossische 
Ztg."  1865  Nr.  227.255  (Beilage).  306  im  Sinne  der  Regierung;  ,,Kölni6che 
Blätter"  1865  Nr.  360  ff.  (Beilage)  vom  kirchlichen  Standpunkte,  aus.  Der 
„Westphälische  Merkur"  scheint  eine  mittlere  Haltung  angenommen  zu 
haben;  ich  habe  ihn  nicht  einselien  können. 

^)  D.  h.  die  Aufstellung  einer  Liste  von  Wahlkandidaten  durch 
Mehrheitsbeschluss,  an  die  bei  der  eigentlichen  Wahl  alle  Wähler  gebun- 
den waren. 
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fichiedene  Seite  der  Frage,  die  aber  im  Kapitel  von  keinem  TeiU 
nrgiert,  ja  gar  nicht  berührt  wurde,  bildete  allmählich  den  Gegen^^ 
€tand  lebhafter  Besprechung  in  der  Zeitungspresse".  Jedoch  hat^ 
die  Kölnische  Zeitung  in  dem  ersten  Artikel  (1864  Nr.  348),  deni 
sie  über  die  Sache  brachte  und  der  augenscheinlich  aus  den  Kreiseüi 
der  Kapitelsminorität  herrtihrte,  jene  Frage  kurz  behandelt,  währendl 
der  folgende  Artikel  (1865  Nr.  9)  von  der  Regierung  bceinflusst^ 
ist,  die  Frage  nach  dem  Rechte  des  Staates  hervorkehrt.  „Aufr^ 
fällig  war",  fährt  Frenken  fort,  „eine  von  Anfang  bis  zu  End^ 
regsam  fortgesetzte  Korrespondenz",  die,  um  ihren  Ursprung  zuverii 
decken,  bald  aus  Köln,  bald  aus  Koblenz,  bald  vom  Rhein  datier€^ 
war,  „in  der  [Augsburger]  Allgemeinen  Zeitung,  welche  deutlich  verl 
riet,  dass  sie  aus  den  Berliner  Akten  schöpfte,  mit  entschiedenen^ 
Parteiinteresse  alles  im  Sinne  der  Majorität  des  Kapitels  verdreht^ 
imd  entstellte,  auch  öfters  die  Minorität  geradezu  denunzierte"  .  .  | 
Die  Artikel  hatten  die  Färbung  „besonderer  Kirchlichkeit  auf  seitei^ 
der  Majorität  und  versteckter  Insinuation  gegen  die  Minorität,  al^ 
ob  diese  konträren  Bestrebungen  der  Staatsregierung  beistände"! 
Aus  diesen  Artikeln  entnahm  die  katholische  Presse  ihren  Stoff.  I 
Um  in  das  verzweigte  Treiben,  mit  dem  die  amtlichen  Ver-| 
handlungen  umsponnen  sein  mochten,  hineinzusehen  und  daraus  Auf-| 
klärungen  zu  gewinnen,  wäre  die  Kenntnis  privater  Briefe  und! 
privater  Aufzeichnungen  von  unmittelbar  Beteiligten  oder  von  diesen| 
nahestehenden  Personen  erwünscht.  Indes  ist  davon  bis  jetzt  wenig! 
zu  Tage  getreten.  Einen  Brief  des  Bischofs  Ketteier  an  den  Kar-i 
dinal  Reisach  sowie  einen  Bericht  des  Domkapitulars  Dumont  über} 
seine  Besprechungen  mit  den  Ministern  Mühler  und  Bismarck  hat| 
Pfülf  (a.  a.  0.  252—258)  veröffentlicht;  von  grossem  Belange 
*iud  aber  beide  Stücke  nicht.  Dagegen  haben  Tagebuchblätter  des 
Bonner  Professors  Floss^),  die  in  der  Zeit  von  Januar  bis  Ende 
Juni  1865,  in  der  Periode  des  lebhaftesten  Kampfes  im  Schosse 
des  Kapitels,  niedergeschrieben  wurden,  einen  gewissen  Wert.  Floss 
war  mit  den  Verhältnissen  und  Persönlichkeiten  vertraut.  Seine 
innere  Anteilnahme    an    den  Vorgängen    in  Verbindung  mit  seinem! 


*)  Sie  ruhen  in  dessen  literarischem  Nachlasse,  der  sich  im  Besitze 
der  Familie  des  verstorbenen  Geh.  Sanitätsrates  Dr.  Gerhartz  in  Rhein- 
bach befindet.  Für  die  freundlich  gewährte  Benutzung  sage  ich  auch 
An  diesem  Orte  ergebenen  Dank. 


J 
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vielgeschäfligen  Wesen  Hess  ihn  Ohren  und  Augen  offen  halten. 
Der  fast  tägliche  Umgang  mit  seinem  Fakultätskollegen,  dem  Dom- 
kapitular  Dieringer,  der  einer  der  Führer  in  der  Mehrheit  des  Kapitels 
war,  auch  gelegentlicher  Verkehr  mit  andern  Domherren  der  Ma- 
jorität vermittelten  ihm  gute  Nachrichten.  An  der  treuen  Wieder- 
gabe der  Mitteilungen  ist  nicht  zu  zweifeln,  zumal  der  Verfasser 
«elbst  an  den  Dingen  ganz  unbeteiligt  war  und  auch  in  seinen 
Sympathien  mit   der  Majorität   sich   offenbar  Mässigung   auferlegte. 

Die  auf  die  Erzbischofswahl  bezüglichen  Teile  des  Tagebuches 
sollen  unten  ohne  Kürzung  wiedergegeben  und  ergänzt  werden  durch 
Aufzeichnungen  in  den  Akten  Frenkens.  Beide  werde  ich  aus  den 
Akten  und  sonstigen  Quellen  erläutern.  Des  besseren  Verständ- 
nisses halber  muss  aber  zuvor  die  allgemeine  Lage  kurz  gezeichnet 
und  eine  aus  den  Akten  geschöpfte  Skizze  der  Kapitelsverhand- 
lungen aus  den  ersten  Monaten  gegeben  werden.  Eine  ebensolche 
von  den  Verhandlungen  nach  Mitte  1865  möge  zum  Schlüsse  folgen. 
So  ergibt  sich  einigermassen  ein  Bild  des  Ganzen. 

Als  Johannes  von  Geissei  am  8.  September  1864  nach  einer 
:zweiundzwanzigjährigen  Amtsführung  die  Augen  für  immer  schloss, 
waren  die  Verhältnisse,  in  denen  er  die  Erzdiözese  zurückliess,  wohl- 
geordnet, ja  in  mehr  als  einer  Beziehung,  und  zwar  eben  durch  sein 
Verdienst,  glänzend.  Die  Stellung  zum  Staate  hatte  er  friedlich 
und  freundlich  zu  gestalten  gewusst,  und  nur  für  ganz  scharfe 
Augen,  zu  denen  freilich  die  des  Erzbischofs  gehörten^),  war  am 
fernsten  Horizont  Wetterleuchten  sichtbar.  Im  Innern  erschien  das 
Erzbistum  festgefügt:  eine  erprobte  Verwaltung  hielt  alles  in  sicherer 
Bahn,  die  zahlreichen  Diözesaninstitute  standen  in  Blüte,  ein  tüch- 
tiger, berufsfreudiger  und  an  Gehorsam  gewöhnter  Klerus  diente 
dem  Oberhirten,  das  Volk  war  treukirchlich  gesinnt. 

In  solcher  Lage  hätte  das  Domkapitel,  als  es  sich  zur  Neu- 
wahl anschickte,  sich  keine  übermässigen  Sorgen  um  die  Zukunft 
zu  machen  brauchen.  Auf  dem  von  Geissei  gebauten  Instrumente 
konnte  auch  ein  mittelmässig  begabter  Mann  leidlich  weiterspielen, 
wie  es  auch  in  der  Tat  durch  den  Nachfolger  geschehen  ist.  Aber 
nun  zeigte  sich  die  Schattenseite  des  bisherigen  Regierungssystems. 
Das  ausgeprägt  persönliche  Regiment  des  verstorbenen  Kirchen- 
fürsten   hatte    nur    Gehilfen    von    geringer  Selbständigkeit    heran- 


«)  0.  Pf  Ulf,  Kardinal  von  Geissei  (1896)  2,  550. 
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gezogen  und  geduldet;  es  waren  redliche,  in  ihrer  Art  brauchbare, 
aber  keine  liervorragenden  Leute.  Sie  hatten  das  natürliche  Be 
streben,  auch  unter  dem  neuen  Herrn  sich  an  der  Macht  zu  er- 
halten und  deshalb  keinen  auf  den  Erzstuhl  gelangen  zu  lassen, 
der  nicht  von  der  Art  Geisseis  war.  Umgekehrt  waren  die  beiseite 
Geschobenen  seit  vielen  Jahren  in  die  stille  Opposition  getrieben 
worden,  die  jetzt,  wo  der  Druck  gewichen  war  und  sich  Aussicht 
auf  eine  grundsätzliche  Änderung  bot,  mit  Macht  hervorbrach.  Ini 
Schosse  des  Kapitels  bestand  der  Gegensatz  zwischen  erzbischöf' 
liehen  Vertrauensmännern  und  zur  Untätigkeit  Verurteilten  längst. 
Dazu  kam,  dass  der  Unterschied  auch  einen  tiefer  reichenden  prin- 
zipiellen Charakter  hatte,  da  die  alten  Parteien  der  Hermesianer 
und  Antihermesianer  in  ihm  wieder  auflebten.  Die  doktrinellen 
Abweichungen  waren  zwar  seit  der  päpstlichen  Verurteilung  der 
Hermes'schen  Lehre  geschwunden,  aber  die  allgemeine  Geistesrich-, 
tung  des  Hermesianismus,  die  auf  ein  freieres  Wesen  gegenüber  der 
hierarchischen  Regierung  und  gegenüber  der  um  die  Mitte  des 
Jahrhunderts  scharf  einsetzenden  romantisch-altkirchlichen  Reaktion 
im  ganzen  kirchlichen  Leben  hinauslief,  war  unter  dem  altern 
Klerus  geblieben  und  hatte  ihre  ausgesprochenen  Vertreter  in  einer 
Minderheit  des  Domkapitels  und  eben  in  jener  Minderheit,  die  voö 
Geissei  zurückgesetzt  worden  war.  Jedoch  muss  man  sich  hüten 
die  Gruppierung  im  Kapitel  lediglich  nach  den  genannten  Gesichts- 
punkten zu  beurteilen;  hinsichtlich  der  Personen,  die  zu  den  ent- 
gegengesetzten Parteien  gehörten,  hatte  im  Laufe  der  Jahre  eine 
gewisse  Verschiebung  stattgefunden.  Die  ehemaligen  Hermesianei^ 
Bröix  und  Halm  zählten  zur  Geissel'schen  Richtung'),  während  man 
den  Domkapitular  Trost,  der  unter  Geissei  Generalvikariatsrat  ge-^ 
wesen  war,  und  den  Ehrendomherrn  Schaffrath,  den  ehemaligeö| 
Vertrauten  des  Erzbischofs  Klemens  August,  in  der  Opposition  sah  J 
Zufällige  Gründe  und  persönliche  Beziehungen  mögen  bei  dem  eineD| 
oder  dem  andern  mitgespielt  haben,  was  sich  im  einzelnen  nicht|j 
aufhellen  lässt.  ■' 

Frenken  (f.  205)  lässt  einmal  die  bedeutsame  Bemerkung  ein- 
fliesscD,  das  Ziel    der  Kapitelsminorität   sei    gewesen,  „von  Anfang! 

*)  Hiernach  sind  meine  Angaben  Annal.  103,  91  A.  4,  die  sich  auf:' 
Andeutungen  in  den  Flossschen  Tagebüchern,  ohne  Kenntnis  von  denji 
Akten  zu  haben,  stützten,   zu  berichtigen.  h 
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an  hauptsächlich  nur  .  .  .,  die  durch  den  Verstorbenen  im  voraus 
organisierte  Wahl  zu  verhindern  resp.  die  vorab  hergestellte  kom- 
pakte Majorität  zur  Wahl  gar  nicht  gelangen  zu  lassen".  Das  ent- 
hüllt den  Angelpunkt,  um  den  der  Gegensatz  sich  drehte.  Geissei 
war  überall,  wohin  nur  sein  Einfluss  reichte,  darauf  ausgegangen, 
dass  bloss  Männer  emporkamen,  die  unbedingt  nach  seinem  Sinn 
und  ihm  ergeben  waren.  So  hatte  er  entscheidend  in  die  Pader- 
borner Bischofswahl  d.  J.  1856  eingegriffen^),  indem  er  den  aus- 
sichtsreichsten Kandidaten,  den  Generalvikar  Melchers  von  Munster, 
seinen  dereinstigen  Nachfolger,  zu  Fall  brachte,  und  die  Erhebung 
des  Bonner  Professors  und  Konviktsinspektors  Konrad  Martin,  dessen 
bisherige  Laufbahn  seine  Schöpfung  war,  bewirkte.  Wie  sollte  er 
nicht  für  seine  eigene  Nachfolge  vorgesorgt  haben?  Die  Annahme 
Pfülfs  (a.  a.  0.  252),  dass  seine  Absicht  auf  Bischof  Ketteier  von 
Mainz  gerichtet  gewesen,  mag  eine  gewisse  Wahrscheinlichkeit  für 
sich   haben,  lässt   sich   jedoch  nicht   sicher  begründen.     Denn    die 


8)  Frenken  (Beiblatt  zu  f.  179)  berichtet:  Der  westphälische  Ober- 
präsident Düesberg-  war  „seit  lange  Melchers'  besonderer  Gönner  und  be- 
kanntlich bei  der  Paderborner  Wahl  auf  Betreiben  Geisseis  mit  ihm  ge- 
scheitert. Noch  am  Vorabende  dieser  letzteren  Wahl  kam  eine  Depesche 
einer  Kapitelspartei  an  Geissei  mit  der  Anfrage,  was  zu  tun,  da  neben 
der  vom  Gouvernement  protegierten  Kandidatur  des  Genannten  nur  noch 
die  bis  dahin  nicht  ernstlich  g-emeinte  Kandidatur  Martin  übrig  sei.  Geissei 
entschied  für  die  Wahl  des  letztern,  die  dann  auch  erfolgte.  Bote  für 
■dieses  Zwischenspier  war  der  [Kölner]  Domherr  Strauss.  Der  Vorgang  ist 
mir  zuverlässig  bekannt,  ob  auch  Melchers  ihn  erfahren?"  Näher  handelt 
über  die  Wahl  Pfülf  (Geissei  2,  262-273),  der  jedoch  dieses  Eingreifen 
Geisseis  nicht  erwähnt.  Was  die  Kandidatur  Martins  angeht,  so  erinnere 
iph  mich,  dass  mir  zur  Zeit  auch  Professor  Floss,  Martins  Bonner  Kollege, 
erzählt  hat,  dessen  Name  sei  nur  als  Füllsel  auf  die  Wahlliste  gekommen, 
in  Wirklichkeit  habe  ihn  keiner  seiner  Wähler  gewünscht.  Warum  Geissei 
gegen  Melchers  war,  verrät  sein  Brief  an  den  Münchener  Nuntius  (24.  1. 
1856):  „Diese  ganze  Geschichte,  so  versichert  man,  ist  eingefädelt  worden 
durch,  einen  gewissen  ß[rüggemann,  Vortragenden  Rat  im  Kultusministe- 
rium] in  Berlin,  dessen  Name  aus  der  Geschichte  des  Hermesianismus  wie 
aus  der  meines  Amtsvorgängers  bekannt  ist.  Dieser  Protektor,  so  sagt 
man,  agitiert  für  Herrn  N.,  welchen  man  für  sehr  ergeben  gegen  die  Regie- 
rung hält  und  welcher  deshalb  die  bequemsten  Aussichten  für  die  Bureau- 
kratie  bietet^  (Pfülf  264  f.)  Also  auch  hier  wieder  der  alte  Kampf  gegen 
die  I^ermesianer  und  alles,  was  mit  ihnen  zusammenzuhängen  schien. 
.  Pfülf  bat  Melchers'  Namen  sorgsam  verdeckt;  allein  dass  dieser  sich  hinter 
dem  ,Herrn  N.,  dem  Kanonikus  und  Generalvikar  von  X"  verbirgt,  kann 
nicht  zweifelhaft  sein. 
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Mitteilung  Friedbergs  (a.  a.  0.  256;,  auf  die  er  sieb  beruft,  Roi 
babe  Ketteier  gewünscht,  bezieht  sich  auf  ein  späteres. Stadium  dei 
Wahlgeschichte  und  ist  kein  Beweis,  dass  die  Kurie  von  Anfang 
an  auf  dieses  Ziel  losgesteuert  sei,  und  noch  viel  weniger  ein  Be- 
weis, dass  es  auf  Geisseis  Anregung  zurückgeht.  Von  der  bei 
Pf  Ulf  angeführten  Äusserung  Geisseis :  „Wenn  ich  den  [Ketteier]  ah 
Nachfolger  wüsste,  würde  icli  gern  die  Augen  schliessen",  müssK 
man  wissen,  wann  und  zu  wem  und  unter  welchen  Umständen  si( 
gefallen  und  inwieweit  sie  bekannt  war,  um  ihre  Tragweite  ab- 
sehätzen zu  können.  Es  kann  auch  sein,  dass  der  Erzbischof  an 
seinen  von  ihm  hochgeschätzten  Generalvikar  Baudri,  der  stets  seine| 
rechte  Hand  gewesen  und  ein  unbedingter  Bewunderer  seiner  Grund- 
sätze war,  gedacht  hat.  Übrigens  ist  es  gar  nicht  notwendig,  ein< 
unmittelbar  auf  die  Personenfrage  sich  erstreckende  Einwirkung 
anzunehmen;  es  genügt,  wenn  zeitig  auf  die  Bildung  einer  festei^ 
und  unter  der  Leitung  eines  Vertrauten,  etwa  Baudri,  stehendei 
Wahlmehrheit  Bedacht  genommen  wurde.  Und  das  ist  nach  dei 
bestimmten  Zeugnisse  Frenkens,  der  gut  unterrichtet  sein  konnte, 
geschehen. 

Den  Gegensatz  dieser  Mehrheit  zu  der  Minderheit  des  Kapitelal 
auf  das  Massbrett  „ultramontan"  und  „liberal",  das  in  diesem  Fall e| 
viel  zu  gross  ist,  zu  spannen,  wie  Friedberg  tut,  geht  nicht  an. 
Denu  dort  befand  sich  ein  Schweitzer,  der  ehemalige  Regiernngsrat, 
der  von  jedem  Verdachte  des  Ultramontanisraus  frei  war,  und  hier 
gab  es  einen  Mann  wie  Schaffrath,  der  keinen  Faden  von  Liberalis- 
mus au  sich  trug.  Noch  ungerechter  ist  die  Formel,  nach  der  Pfülf 
zwischen  einer  kirchentreuen  und  „staatsdienerischen"  Partei  scheiden 
will.  Reinarz  (vgl.  Annal.  103,  95. 137  f.),  Trost  (vgl.  Pfülf,  Geisset 
1,  343  A.  2)  und  erst  recht  Schaffrath  hatten  in  ihrem  Leben  daa 
GegentBÜ  von  Regierungsdieuerei  bewiesen,  und  die  Minorität  trat 
erst  später  und  notgedrungen,  wie  wir  sehen  werden,  mit  den 
Staatsbehörden  in  Fühlung  und  erfreute  sieh  keineswegs  immer  der 
Unterstützung  dieser.  Anderseits  hat  das  Majoritätsmitglied  DnmoDt, 
und  nicht  bloss  auf  eigene  Hand,  eigens  eine  Reise  nach  Bcriia 
gemacht;  um  sich  mit  den  Ministern  Mühler  und  Bismarck  zu  be- 
sprechen (vgl.  <d)en  S.  106).  Ebenso  ging  die  Mehrheil  durch  den. 
Frhrn.  von  Waldbott  den  Oberpräsidenten  an  (Pfülf,  Ketteier  2, 252  f.  .. 

Die  Wahlverhandluugen  des  Kapitels  begannen  in  übler  Weise., 
Das  kanonische  Recht   gestattet  nur  eine  Frist  von   drei  Monaten.' 
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erechnet  vom   Tode  des  Bischofs  (8.  Sept.  1864)   ao,    Dach   dere» 
'  .blanf  das  nicht  ausgeübte  Recht  an  den  Heiligen  Stuhl  zurückfällt, 
'ür  Wahlen,  die  sich  allein    im   kirchlichen  Bereiche  abspielen,  ist 
lese  Frist  ausreichend,  kann  aber  recht  knapp  werden,  wenn  Ver- 
andlungen   mit    der  Staatsregierung,    wie    es    in  den   preussischen 
;i8tümern  nötig  ist,  gepflogen  werden  müssen,    ümsomehr  hätte  das 
lapitel  Anlass   gehabt,   sich  zu  beeilen.     Statt  dessen   trat  es  aber 
rst  in  der  Sitzung  vom  4.   Oktober  1864   der   Sache    näher.      Es 
isst  sich  dies  nicht,  wie  Frenken  versucht,  mit  einer  angemessenen. 
Vauerpflicht  entschuldigen,  für  die  ja  in  Anbetracht  der  nur  drei- 
lonatigen  Wahlzeit  ein  fast  voller  Monat  zu  weit  gegriffen  ist;  das 
:irchenrecht  verbietet  nur  eine  Wahl,  ehe  der  verstorbene  Bischof 
estattet  ist.    Ferner  beging  man  den  Missgriff,  der  allerdings  keine 
ehiimmen  Folgen   nach  sich   gezogen   hat,    zu  jener  Sitzung  nicht 
uch  die   vier  wahlberechtigten  Ehrendomherren   einzuladen.      Daa 
7ar   ein  Verstoss,    wenn  nicht   gegen  das  strenge  Recht,    da  noch 
icht   die  Wahl  selbst  vollzogen   werden  sollte,  so  doch  gegen  die 
Billigkeit,  weil  immerhin  über  die  Wahl  beraten  wurde.  In  Anbetracht, 
iass  nach  dem  neuen  durch  die  Bulle  De  salute  animarum  und  das 
ich  anschliessende  Breve  Quod  de  fideüum  (beide  vom  16.  7.  1821) 
gegründeten  Recht  in  Köln  noch  keine  Wahl  stattgefunden  hatte  — 
(er  Erhebung  des  Klemens  August  von  Droste  1835  kommt  nicht  ein- 
;  aal    die    Bedeutung   einer    Scheinwahl  zu  — ,    bestand    Unklarheit 
larüber,  wie  man   sich  die  vorgeschriebene  Gewissheit  verschaffen 
I  olle,    dass  der   zu  Wählende   dem  Könige    nicht  missliebig  (minus 
i  tratos)  sei.       Das  Breve    enthält    in    dieser  Hinsicht    keinerlei  An- 
veisung.    Daher  beschloss  man,  auf  Verlangen  der  Minderheit  eine 
Jmfrage  bei    den  Kapiteln    der    drei  Suffraganbistümer,    in    denen 
)ereits  Bischofswahlen  stattgefunden  hatten,  zu  veranstalten.    Damit 
HDg  wieder  unnötiger  Weise  viel  kostbare  Zeit  verloren ;  denn  die 
Jmfrage    hätte    längst  gehalten  werden  können.      Der  Vorsitzende, 
3ompropst  München,  musste  dann  erst  durch  einen  Antrag  von  acht 
iapitularen    veranlasst    werden,    auf  den  25.  Oktober   endlich   eine 
leue  Sitzung  anzuberaumen. 

Wenn  mau  sich  des  von  Frenken,  der  zur  Minderheit  gehörte, 
ibgelegten  Bekenntnisses  (oben  S.  108  f.)  erinnert  und  bedenkt,  dass  der 
Propst,  dem  die  Berufung  der  Sitzung  zustand,  ebenfalls  zur  Minorität 
iählte,  80  kann  man  sich  des  Eindruckes  nicht  entschlagen,  dasÄ 
2ben  die  Minorität  es  gewesen  ist,  die  absichtlich  die  Verzögerangen 
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herbeiführte,  uro  Zeit  zu  gewinnen  und  gar  einen  fruchtlosen  Ablauf| 
der  Wahlfrist  zu  erreichen,  wodurch  die  von  ihr  gefürchtete  Wahl* 
mindestens  erschwert  und  Raum  zu  Zwischenaktionen  geschaffen! 
wurde.  Auch  der  Münchener  Nuntius  Gonella,  der  in  einem  Schreiben^ 
an  die  Minderheit  (19.  11.  1864)  die  Verschleppung  beklagt,  schiebt? 
deutlich  die  Schuld  auf  diese.  Von  ihrem  Standpunkte  aus  war] 
die  Anwendung  dieses  ja  nicht  ungesetzlichen  Mittels  begreif  lieh, | 
4enn  bei  der  Lage  der  Verhältnisse  musste  es  klar  sein,  dass  die| 
Gegner  ihre  Mehrheitsmacht  gebrauchen  würden,  um  vermittels  einer' 
Wahl  einen  Mann  auf  den  erzbischöflichen  Stuhl  zu  bringen,  den 
die  andern  für  ein  Unglück  ansahen.  Und  doch  beging  die  Minorität 
zugleich  auch  einen  Fehler,  weil  nun  die  Mehrheit  Zeit  hatte  zui 
Sonderberatungen  und  zur  Festigung  ihrer  Partei.  Man  weiss  ja,^ 
wie  verderblich  solche  Dinge  für  korporativ  zu  treffende  Entschei- 
<lungen  sind.  Auf  dieser  Seite  bestand  ohne  Zweifel  von  vornherein' 
die  Absicht,  möglichst  schnell  zum  Ziele  zu  kommen  und  dabei  ihren 
Willen  rücksichtslos  durchzusetzen.  Der  Widerstand  konnte  darin' 
nur  bestärken. 

In  der  Sitzung  vom  25.  Oktober  und  ihrer  Fortsetzung  am 
folgenden  -Tage  geriet  man  über  die  Frage,  ob  und  wie  eine' 
Kandidatenliste  aufzustellen  sei,  hart  aneinander.  i 

Die  Umfrage  bei  den  Suffragankapiteln  hatte  ergeben,  dass  bei 
den  seit  1842  getätigten  Wahlen  in  Trier  (1842),  Paderborn  (1845, 1856) 
und  Münster  (1846,  1847)  das  sog.  irische  oder  Listen-Wahlverfahren' 
zur  Anwendung  gekommen  war.  Jedoch  über  die  Rechtsgrundlage  des-l 
selben  und  über  den  Einfluss,  durch  den  es  herbeigeführt  worden,  hatteni 
die  Kapitel  nichts  aussagen  können  oder  wollen.  Das  Verfahren? 
besteht  darin,  dass  durch  absoluten  Mehrheitsbeschluss  eine  Anzahlj 
von  Kandidaten  zusammengestellt,  diese  Liste  dem  Könige  unter-l 
breitet  wird,  damit  er  die  ihm  „mindergenehmen"  bezeichne,  undl 
-aus  den  übriggebliebenen  dann  gewählt  wird,  und  zwar  so,  daß| 
alle  Wähler  an  diese-  bestimmten  Namen  gebunden  sind  und  für?' 
keinen  andern  ihre  Stimme  abgeben  können.  Dieses  Verfahren! 
unterliegt  schweren  juristischen  und  moralischen  Bedenken.  Bringt^! 
.eine  Mehrheit,  wie  es  leicht  geschehen  kann  und  in  Köln  drohte,|| 
nur  ihre  Vorschläge  durch  Majoritätsbeschluss  auf  die  Liste  und{ 
schliesst  alle  Vorschläge  der  Minderheit  aus,  so  ist  die  letztere  bei^^ 
der  eigentlichen  Wahl  in  die  Lage  versetzt,  entweder  jemand  zuij 
wählen,   den   sie  nach  ihrer  Überzeugung  vielleicht  für  ungeeignet i| 
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hält,  oder  sich  der  Stimmabgabe  zu  enthalten  oder,  was  praktisch 
auf  dasselbe  hinauskommt,  eine  von  vorneherein  ungültige  Stimme 
abzugeben.  Das  erstere  würde  eine  schwere  Verletzung  des  Ge- 
wissens sein,  da  jeder  Wähler  nach  dem  kanonischen  Rechte  ver- 
pflichtet ist,  nur  einen  Würdigen  zu  erküren.  Das  letztere  wäre 
ein  Verlust  des  Wahlrechtes,  das  jedem  einzelnen  Wähler  vom 
Recht  gewährleistet  ist.  Anderseits  würden  auch  Mitglieder  einer 
Majorität  in  dieselbe  Lage  versetzt  sein,  wenn  sie  etwa  die  von 
einer  Minorität  gewünschten,  von  ihnen  selbst  aber  füi-  unpassend 
Befundenen,  mit  auf  die  Liste  kommen  Hessen  und  dann  ihre  eigenen 
Kandidaten  durch  die  Regierung  gestrichen  würden. 

Der  Fehler  liegt  in  dem  Listenverfahren  oder  der  Vorwahl 
selbst.  Als  Rom  es  der  englischen  Krone  für  Irland  vorschlug  — 
woher  sein  Name  — ,  war  es  ungefährlicher,  weil  die  von  den  irischen 
Domkapiteln  und  den  Pfarrern  des  Bistums  aufzustellende  Liste 
zwar  dem  Streichungsrechte  des  Königs  unterliegen  sollte,  aber  dann 
aus  den  Übriggebliebenen  nicht  ein  Kapitel  zu  wählen,  sondern  der 
Papst  zu  ernennen  hatte,  dieser  aber  an  die  Liste  rechtlich  nicht 
gebunden  war  ').  Dadurch  wurden  Konflikte  mit  den  Gewissen  und  dem 
Wahlrechte  vermieden.  Als  nun  das  damals  noch  mit  der  Krone  Eng- 
lands verbundene  Königreich  Hannover  mit  dem  Heiligen  Stuhle  die  das 
Land  kirchlich  organisierende  Bulle  Impensa  Romanorum  (1824)  verein- 
barte, ward  auf  Drängen  des  Königs  das  irische  Wahlrecht  mecha- 
nisch auf  die  hannoverschen  Bistümer  übertragen,  wodurch  die 
dargelegten  Übeln  Folgewirkungen  ermöglicht  wurden,  da  hier  die 
Domkapitel  zu  wählen  hatten.  Ebenso  geschah  es  für  die  ober- 
rheinische Kirchenprovinz  durch  die  Bulle  Ad  dominici  gregis  (1827). 
Preußen  hingegen  kannte  bis  1841  das  Verfahren  nicht.  Nachdem 
aber  die  Regierung  eingesehen  hatte,  dass  infolge  des  Kölner  Kirchen - 
Streites  (1837)  und  des  Regierungsantrittes  des  weniger  staatskirchlich 
gesinnten  Friedrich  Wilhelm  IV.  der  bisherige  Brauch,  den  Kapiteln 
einen  Kandidaten  aufzunötigen,  nicht  weiter  durchgeführt  werden 
konnte,  begann  sie  das  irische  Wahlrecht  einzuführen.  Eine  Kabinetts- 
order (24.  2. 1841)  schrieb  es  für  Breslau  vor  (Friedberg  a,  a.  0.  238) 
und  eine  Verfügung  des  Kultusministers  Eichhorn  nach  Trier  (9. 4. 1842) 


ö)  O.  Mejer,  Die  Propaganda,  ihre  Provinzen  und  ihr  Recht  (1853) 
2,  24—26.  A.  Beilesheim,  Gesch.  der  kath.  Kirche  in  Irland  (1891)  3,  317. 
Vgl.  auch  U.  Stutz,  Der  neueste  Stand  des  deutschen  Bischofswahlrechts 
(Kirchenrechtliche  Abhandlungen  58  [1909])  50  f.  168. 

Annalen  des  hist.  Vereins  CVIII.  8 
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„veraülaßte  das  Kapitel  auf  besonderen  Allerhöchsten  Befehl"  eine  4 
Liste  einzureichen,  nach  der  allein  gewählt  werden  könne  ^®).    Dem-  I 
gemäss  ward  in  den  oben  genannten  Fällen  der  niederrheinischen  Provinz  I 
verfahren.      Frenken  (Anhang)   will   wissen,    was  auch   alle  Wahr-  ^ 
scheinlicbkeit  für  sich  hat,    dass  ^durch  Aulike  und  seinen  anfäng-  i 
liehen  Chef  von  Düesberg   in   der  sog.  katholischen  Abteilung  das^ 
Listenverfahren  eingeschmuggelt"  sei  —  ein  neuer  Beweis,  dass  die 
katholische    Abteilung    des    Kultusministeriums    keineswegs    immer 
zum  Heile  der  Kirche  gewesen  ist,  vielmehr  dazu  diente,  ein  gutes^ 
Stück  Staatskirchentum  unfuhlbar  weiter  zu  pflegen.    Es  liegt  nuö 
auf  der  Hand,   dass  hiermit  kein  Recht  entstanden  war;    denn  der  \ 
Staat  war  nicht   befugt,   von   sich  aus  eine  solche  Vorwahl   zu  ge- 
bieten   und    von    einem  Gewohnheitsrecht   konnte    auch    nicht    die 
Rede  sein.     Der   Heilige  Stuhl   hat   die  Listenwahl   nie  anerkannt. 
Das  Schreiben  des  Staatssekretärs  Lambruschini  an  das  Trierer  Ka- 
pitel (15.3.1837;  Friedberg,  Aktenstücke  161)  kennt  nur  folgende: 
Wege  sich  über  das  staatliche  Genehmsein  der  Personen  zu  verge- 
wissern:   „investigandam  rem  ex  publicis  notitiis,    ex   privatis   per- 
cunctationibus  vel  apud  ipsum  regium  Ministerium  caute  ac  solerter 
adhibitis  et  ex  Gubernii   praeterea  faetis  arguendo".     Gregor  XVL 
bemerkt  (10.4.1844;  ebd.  163)   dem   Domkapitel    von   Gnesen    und 
Posen:   Iure   vos  planeque   laudabiliter  abstinuisse    ab    elencho    illo 
candidatorum  conficiendo,  cum  nihil  huiusmodi  statutum  sive  indultunu 
Er  verwirft  entschieden  das  Listenverfahren  und  weist  ähnlich  wie 
sein   Staatssekretär    auf    andere    Arten    hin.      Hieran    hat    Nuntius 
Gonella  auch  in  der  Kölner  Sache  ausdrücklich  erinnert.      Endlieb 
ist  zu  beachten,    dass  es    einem    Domkapitel    nicht  zustehen   kann,, 
durch  einfachen  xMehrheitsbeschiuss  für  alle  seine  Mitglieder  rechtlich 
verbindliche  Normen  aufzustellen,  die  über  das  vertragsmässig  zwischeu 
Staat  und  Kirche  bestehende   Recht   hinsichtlich    der  Wahlen  hin- 
ausgehen, und  erst  recht  nicht  zustehen  kann,  dadurch  die  freie  Wahl 
des  einzelnen  zu  verkümmern  oder  zu  vernichten^'). 

*®)  Bei  der  Kölner  Wahl  war  man  auch  in  Kegierungskreiien  jre^'^eit  i 

las  Listenverfahren.    Im  Herbste  1864  warnte  Max  Duncker  in  einem  Pro-  | 

inenjoria,  dass  nicht  „durch  das  von  Rom  [!].   frühern  Abmachungen  cnt  f 

gegen  [!1  eingeschwärztc    System    von    Vorschlagslisten    Männer    in   jeiie  l\ 

Stellen    [Köln    und   Trier]    gebracht    würden,     von    denen    uitramontane  {■ 

Übergriffe    zu    Vi^fürcht«Mi    wären"    (11.   Ha\  in     Da«  Loben    Max   Dinw-kers  l] 

[1891]  366).  t\ 

^*)  Man   darf  nicrn    etwR  geitcmi   niacnen.   «iie    h  eiisieJiun«r  tu'i  ui»ie  • 
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An  den  beiden  Punkten,  nämlich  an  der  mangelnden  Rechts- 
beständigkeit eines  durch  blossen  Mehrheitsbeschluss  angenommenen 
Listenverfahrens  und  an  dessen  Unvereinbarkeit  mit  dem  Wahlrechte 
des  einzelnen,  hakte  die  Minderheit  ein,  um  sich  der  Majorisierung 
zu  erwehren  und  eine  auf  diesem  Wege  zustande  kommende  Wahl 
zu  verhindern.  Ihre  Rechtsauffassung  war  kanonistisch  unantastbar. 
Dadurch  erhielt  die  Opposition  eine  prinzipielle  Bedeutung  und 
konnte  für  alle  Zukunft  in  Preussen  entscheidend  werden.  Sich 
dieses  ümstandes  wohl  bewusst,  haben  deren  Anhänger  während 
der  ganzen  Kapitelsverhandlungen  unentwegt  an  jenem  Standpunkte 
festgehalten. 

In  der  Sitzung  vom  26.  Oktober  stellte  sich  sofort  eine  Mehr- 
heit von  zehn  schroff  gegen  eine  Minderheit  von  sechs.  Auf  der 
grösseren  Seite  standen  die  Kapitularen:  Domdechant  und  Weih- 
bischof Baudri,  Geisseis  Generalvikar  und  jetzt  Bistumsverweser, 
ferner  Schweitzer,  Broix,  Dieringer,  Westhoff,  Halm,  Dumont,  Kirch 
sowie  die  Ehrenkapitulare  Schnepper  (Pfarrer  in  Köln)  und  Joesten 
(Pfarrer  in  Düsseldorf).  Die  kleinere  Seite  ward  gebildet  von 
Dompropst  München,  den  Domherren  Frenken,  Trost,  Reinarz  und 
den  Ehrendomherren  Schaf frath  (Pfarrer  in  Köln)  und  Endepols 
(Pfarrer  in  Heinsberg).  Dort  trat  als  Sprecher  und  Antragsteller 
gewöhnlich  Dieringer,  vielfach  auch  Broix  auf,  hier  Frenken.  Die 
Mehrheit  verlangte  ein  Listen  verfahren  in  der  Weise,  dass  durch 
geheime  Abstimmung  fünf  Kandidaten  mit  absoluter  Majorität  auf- 
gestellt würden,  an  die  ausschliesslich  bei  der  wirklichen  Wahl 
sämtliche  Wähler  gebunden  seien.  Es  musste  klar  sein,  dass  die 
Mehrheit  sich  bereits  auf  eine  Liste  geeinigt  hatte  und  nicht  gesonnen 
war,  sich  anf  eine  Besprechung  der  Personen  einzulassen,  sondern 
sofort  zur  Abstimmung  schreiten  wollte,  wie  sie  auch  später  bei  der 
Aufstellung  einer  neuen  Liste  einen  Austausch  der  Meinungen  über 


durch  Mehrheitsbeschluss  sei  ein  Bestandteil  des  Wahlverfahrens,  und  wie 
bei  der  Wahl  selbst,  so  müsse  auch  bei  der  Abstimmung  über  die  Liste 
die  Mehrheit  entscheidend  sein.  Dagegen  ist  zu  bemerken,  dass  nach 
den  allein  massgebenden  Bestimmungen  der  Bulle  und  des  Breves  von 
1821  die  Aufstellung  einer  Liste  mit  bindender  Wirkung  eben  nicht  zum 
Wahlverfahren  gehört,  weil  davon  gar  nicht  die  Rede  ist  und  weil  an- 
dere Möglichkeiten,  sich  über  die  Stellung  des  Königs  zu  den  Kandi- 
daten zu  vergewissern,  vorliegen.  Kein  Domkapitel  hat  aber  das  Recht, 
per  maiora  einen  neuen  integrierenden  Bestandteil  der  W^ahlbandlung  zu 
schaffen. 
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die  Personen  ablehnte.  Ein  solches  Vorgehen  war  eine  Art  moralischer 
Vergewaltigung  der  Minderheit  und  entsprach  weder  der  natürlichen 
Billigkeit,  noch  der  Pflicht  allseitiger  Überlegung,  noch  dem  Geiste 
des  kirchlichen  Wahlrechtes.  Denn  auch  auf  der  anderen  Seite 
konnten  Urteile  und  Tatsachen  laut  werden,  die  Beachtung  er- 
heischten, konnten  neue  Gesichtspunkte  geltend  gemacht,  anderweitige 
Namen  genannt  werden,  die  verdienten  in  Betracht  gezogen  zu 
werden.  Das  mittelalterliche  Wahlverfahren  setzte  derartige  Vorbe- 
sprechungen als  selbstverständlich  voraus. 

Die  Minderheit  legte  durch  den  Mund  Frenkens  ihre  oben 
entwickelten  Rechtsgründe  gegen  die  Anwendung  einer  Liste  dar 
und  beantragte  eine  päpstliche  Entscheidung  zu  erbitten.  Als  dies 
abgelehnt  wurde,  erhob  sie  Protest  und  legte  Berufung  an  den 
Heiligen  Stuhl  ein.  Da  trotzdem  die  Majorität  sich  anschickte  eine 
Liste  aufzustellen,  schloss  der  Vorsitzende  Propst  die  Sitzung  und 
verliess  mit  seinen  Freunden  den  Kapitelsaal.  Die  Herren  von 
der  Mehrheit  machten  dann  den  zweifach  ungesetzlichen  Schritt, 
sich  nachmittags  in  der  Wohnung  des  Domdechanten  einzufinden, 
diese  Versammlung  für  eine  Fortsetzung  der  vormittägigen  Sitzung 
auszugeben  und  eigenmächtig  eine  neue  Sitzung  für  den  nächsten 
Tag  im  Kapitelsaale  anzuberaumen.  Hier  wurde  dann  unter  Ab- 
wesenheit der  Minorität  eine  Kandidatenliste  aufgestellt,  die  auch 
zur  V(»rlage  an  den  König  abgesandt  ward.  Sie  enthielt  die  Namen: 
Baudri,  Dieringer,  Ketteier  (Bischof  von  Mainz),  Martin  (Bischof 
von  Paderborn),  Melchers  (Bischof  von  Osnabrück).  Durch  das 
ebenso  unrechtmässige  als  gewalttätige  Vorgehen  wurde  ein  Riss  durch 
das  Kapitel  gezogen,  der  sich  als  unheilbar  erweisen  sollte. 

Unterdes  setzte  die  Minderheit  den  rheinischen  Oberpräsidenten 
von  P<»mmer-Esche  von  der  Sachlage  in  Kenntnis  unter  Beifügung 
des  vSitzungsprotokolls  vom  26.  Oktober  und  bat  um  landesherrlichen 
Schutz.  Das  vorzeitige  Hineinziehen  der  Regierung  in  den  innern 
Zwist  war  zu  beklagen,  aber  kaum  zu  vermeiden;  man  musste  sich 
gegen  die  etwaigen  Folgen  des  Schrittes  der  Gegner,  eine  nicht 
in  gesetzlicher  Weise  zustande  gekommene  Parteiliste  in  Berlin  als 
die  des  Kapitels  zu  unterbreiten,  sieherstellen.  Am  10.  November 
erging  die  Berufungsschrifl  der  Minderheit  an  den  Papst,  wovon 
<ler  Regierung  zwar  Mitteilung  gemacht  wurde,  ohne  jedoch  eine 
Abschrift  beizufügen,  was  auch  nach  einer  Aufforderung  des  Ministers 
abgelehnt   wurde.      Die  Berufung  bat  um  litlerae  prohibitoriae  und 
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FestsetzuDg  einer  Wahlform  für  die  ganze  Kirchenprovinz.  Der 
König  lehnte  die  Annahme  der  Majoritätsliste  ab  und  weigerte  sich 
zu  der  für  den  5.  Dezember  von  der  Mehrheit  vorgeschlagenen  Wahl- 
handlung einen  Kommissar  zu  entsenden.  Aber  auch  die  Minorität 
erhielt  durch  den  Kultusminister  von  Mühler  eine  Rüge,  weil  sie 
„in  die  Grundsätze,  nach  denen  Seine  Majestät  die  Ihnen  in  An- 
sehung der  Bischofswahlen  zustehenden  landesherrlichen  Gerechtsame 
auszuüben  angemessen  finden",  d.  h.  das  Listenverfahren,  eingegriffen 
habe,  und  forderte  nach  Eingang  der  römischen  Antwort  deren  so 
fortige  Vorlegung.  Frenken  hat  bemerkt:  „Der  Minorität  war  schon 
jetzt  [26.11.1864]  bekannt,  was  sich  später  so  eklatant  bestätigte, 
dass  man  in  Berlin  für  die  Majorität  Partei  nahm  und  die  Berichte 
an  den  König  in  diesem  Sinne  lauteten." 

Nachdem  inzwischen  mit  dem  8.  Dezember  das  Wahlrecht  des 
Kapitels  wegen  Nichtgebrauches  erloschen  war,  traf  ein  Schreiben 
des  Kardinal -Staatssekretärs  Antonelli  vom  10.  Dezember  ein,  das 
die  Wahlfrist  bis  auf  weiteres  verlängerte  und  die  Entscheidung 
über  die  Streitfrage  in  Betreff  der  Rechtsbeständigkeit  und  der 
prinzipiellen  Zulässigkeit  des  Listen  Verfahrens  für  künftige  Fälle 
dem  Apostolischen  Stuhle  vorbehielt,  für  jetzt  aber  den  Wunsch 
aussprach,  es  möchten  alle  auf  die  Majoritätsli^jte,  für  deren  Kandi- 
daten der  Heilige  Vater  „Achtung  und  Vertrauen"  habe,  sich  einigen 
und  zur  baldigen  Wahl  schreiten.  Auch  das  Begleitschreiben  des  Nuntius 
Gonella  (16.  12.  1864)  mahnte  die  Minorität  die  Liste  anzunehmen 
und  verhiess  eine  später  erfolgende  allgemeine  Anweisung  des 
Papstes  rücksichtlich  der  ganzen  Wahlart. 

Hiermit  war  die  Angelegenheit  in  eine  neue  Phase  getreten. 
An  diesem  Punkte  beginnen  die  Aufzeichnungen  von  Floss,  die 
nunmehr  folgen. 

Sitzung  28.  Dez.  [1864]  ^^^^  Lediglich  beschlossen,  darüber  was 
zu  tun  sei,  in  späterer  Sitzung  zu  beraten  und  Beschluss  zu  fassen. 


^)  Die  auf  Verlangen  der  Mehrheit  berufene  Sitzung  war  zwar  auf 
28.  Dez.  angesagt,  hat  aber  erst  30.  Dez.  stattgefunden.  Inzwischen  hatte 
der  Minister  am  23.  Dez.  den  Oberpräsidenten  zum  Königlichen  Bevoll- 
mächtigten für  die  Wahl  ernannt  und  dieser  durch  Schreiben  vom  29.  De- 
zember dem  Kapitel  eröffnet,  dass  der  König  alle  fünf  Kandidaten  der 
Mehrheitsliste  ablehne:  Baudri,  Dieringer  und  Bischof  Martin  von  Pader- 
born als  nicht  genehm,  die  Bischöfe  Melchers  von  Osnabrück  und  Ketteier 
von  Mainz   als  Ausländer.    Hier  kommen   zum  erstenmal  in   den  Akten 


._J 
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Sitzung  4.  Jan.  [1865J.  Von  der  Majorität  beantragt:  Seine 
Majestät  zu  bitten,  eine  Wahl  nach  der  eingereichten  Liste  ermög- 
lichen zu  wollen.  Von  der  Minorität:  dem  Wahlkomraissar  mitzu- 
teilen, dass  man  weiterer  Mitteilung  von  seiner  Seite  entgegen- 
sehen werde. 

5.  Jan.  Schreiben  des  Wahlkommissars  v.  Pommer-Esche^^)> 
die  Staatsregierung  erachte  nach  Inhalt  des  Apostolischen  Schreibens 
und  des  Schreibens  der  Nuntiatur  den  Wahltermin  des  Kapitels 
!ür  erloschen  ^^)  und  den  Zeitpunkt  für  gekommen,  dass  sie  selbst 
unmittelbar  mit  dem  Apostolischen  Stuhle  über  die  Ernennung  eines 
neuen  Erzbischofs  sich  verständige. 

Sitzung  18.  Jan.  Das  Kapitel  beschliesst  einstimmig*^),  einen 
^^enauen  Bericht  über  den  seitherigen  Verlauf  der  Wahlangelegen- 
heit unter  Beifügung  der  Aktenstücke  an  den  Apostolischen  Stuhl 
zu  erstatten  und  zu  erklären,  dass  es  denselben  für  den  authen- 
tischen Interpreten  wie  seiner  Reskripte,  so  der  kanonischen  Sat- 
zungen ansehe  und  denselben  bitte,  in  dieser  Angelegenheit  verfügen 
zu  wollen,  was  er  der  apostolischen  Weisheit  und  den  kirchlichen 
Gesetzen  für  entsprechend  erachte.  Abschriftliche  Mitteilungen  au 
die  Staatsregierung  durch  das  Organ  der  Staatsregierung.  Die  Bitte 
an  den  König  ist  vom  13.  Januar  datiert  und  am  15.  Januar  expe- 
diert worden*^). 

26.  Jan.  1865.  Bei  D[ieringer]  am  Abende.  Von  Berlin  ist 
die  Antwort  des  Königs  an  das  Domkapitel  eingetroffen:  man  habe 
die  Sache  „reiflich  erwogen  gehabt",  die  Regierung  sei  bereits  mit 
Rom  wegen  eines  neuen  Erzbischofs  in  Verbindung  getreten.     Die 

ciiese  Namen  zum  Vorschein,  weil  von  den  Sondersirzung-en  der  Mehrheit 
keine  Protokolle  vorliegen. 

*^)  Ist  vom  4.  Januar  datiert. 

*^)  Weil  die  Verlängerung  nur  für  die  Wahl  eines  der  bestimm- 
ten fünf  Kandidaten  der  Majoritätsliste  erteilt  sei. 

*^)  Vorher  waren  die  I^arteien  wieder  hart  aneinander  geraten,  weil 
Broix  den  fertigen  Entwurf  eines  Antwortschreibens  des  Kapitels  an  den 
Papst  zur  Annahme  vorlegte,  was  Frenken  für  einen  Eingriff  in  die  Rechte 
des  Propstes  erklärte. 

^^)  Die  Schreiben  finden  sich  nicht  in  den  Akten.  Die  Datierung 
ist  vielleicht  zu  spät  angeg:eben;  denn  schon  am  21.  Januar  bescheidet 
der  Kultusminister  das  Domkapitel,  dass  der  König  auf  der  Nichtgeneh- 
migung  der  Liste  und  aul  unmittelbarem  Verhandeln  mit  der  römischen 
Kurie  beharre. 
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Ton  Rom  empfangene  Verlängerung  des  Wahlrechts  sei  bezüglich 
der  Liste  „gegenstandslos"  geworden. 

Dieringer  ist  verstimmt.  Der  Kandidat  ist  Hohenlohe^').  Die 
Minorität  des  Kapitels  hat  offenbar  die  Regierung  hinter  sich. 
Wird  Hohenlohe  durch  sie  Erzbischof,  so  kann  sie  ihm  auch  ihre 
Forderungen  stellen.  Er  wird  dann  seinen  Generalvikar  aus  der 
Minorität  nehmen  müssen,  zumal  die  Majorität  gegen  Hohenlohe  ist^ 
den  sie  nicht  will.  In  der  Minorität  ist  Trost  und  Reinarz  alt  und 
verschlissen,  München  alt  und  abständig.  Also  Frenken  —  Gene- 
ralvikar, eventuell  Propst.  —  Welche  Zukunft! 

Es  sei  wohl  noch  Aussicht  v.  Ketteier  zu  bekommen,  allein, 
eu  werde  die  Minorität  nicht  wollen,  und  es  sei  nicht  anzunehmen, 
die  Einheit  zwischen  der  Regierung  und  Minorität  vorausgesetzt, 
■dass  ein  Erzbischof  komme,  den  die  Minorität  nicht  wolle. 

Sollte  nicht  jemand  direkt  nach  Rom  gehen?  Diese  meine 
Frage  erledigt  sich  leicht;  jeder  Beschluss  des  Kapitels  ist  bald 
in  Berlin  bekannt.  Ginge  er  privatim,  so  bliebe  es  nicht  unbekannt, 
«nd  in  Rom  würde  die  Regierung  durch  den  Gesandten  sein  Wirken 
paralysieren. 

27.  Jan.  Mit  Walter  [Professor  der  Rechte  in  Bonn].  Schon 
wohl  vor  sechs  Jahren  habe  ihm  die  Königin  [Augusta]  gesagt,  ob 
=er  nicht  Hohenlohe  kenne,  er  habe  in  Bonn  studiert,  ob  er  nicht 
der  rechte  Kandidat  für  ein  Erzbistum  sei.  Es  ist  indes  wohl  nicht 
richtig^«),  dass  Hohenlohe  in  Bonn  studiert  habe,  es  war  sein 
älterer  Bruder. 

Walter  meint,  das  Kapitel  müsse  sich  stramm  halten,  auf 
nichts  eingehen.  So  trete  Sedisvakanz  ein  ^3).  Die  Verwaltung  sei 
in  guten  Händen.  Man  müsse  dann  das  Ende  des  Königs*^)  abwarten. 

Allein,  wenn  das  Wahlrecht  nach  Rom  devolviert  ist,  so  hat 
ja  Rom  die  Besetzung  in  der  Hand  und  hat  das  Kapitel  nur  soviel 
Einfluss,  als  Rom  ihm  lässt. 

Man  sagt  sich  in  der  Diözese,  Dumont  sei  am  19.,  d.  i. 
tags  nach  der  Sitzung,  wo  man  eine  Darlegung  an  den  Römischen 


^')  Prinz  Gustav  Adolf  von  Hohenlohe,  geb.  26.  Febr.  1823,  jüngerer 
Bruder  des  spätem  deutschen  Reichskanzlers.  Er  lebte  damals  als  Titular- 
erzbischof  von  Edessa  am  Hofe  Pius'  IX.  und  wurde  1866  Kardinal. 

18)  Doch.    H.  hatte  in  Bonn  die  Rechte  studiert. 

^^)  Soll  wohl  heissen:   längere  Sedisvakanz. 

^)  Wilhelms  1.,  geb.  22.  März  1797,  starb  9.  März  1888. 
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»Stuhl  beschloss,  nach  München  gereist^^);  er  nahm  Billet  nach 
Frankfurt. 

18.  März**).  „Herrschende  Parteien  sind  immer  blind  und 
taub  im  Übermut".  —  „Unempfindlichkeit  ist  überall  ein  Zeichen 
des  Todes'. 

Über  die  Vorgänge  der  nächsten  10  Wochen  war  Floss  offen- 
bar nicht  unterrichtet,  weshalb  sich  hier  eine  Lücke  in  seinen  Auf- 
zeichnungen findet.  Sie  lässt  sich  durch  den  folgenden  Bericht 
Frenkens  (f.  121)  ausfüllen: 

In  der  Zwischenzeit  von  Anfang  Februars  [bis  17.  April,  wo  Baudri 
das  Schreiben  Antonellis  an  ihn  vom  8.  April  1865  vorlegte]*^)  wurde 


*»)  Dumont  unterschrieb  am  24.  Ja»,  in  Köln  Akten. 

22)  Die  Sache  hatte  seit  Ende  Januar  geruht. 

23)  Das  Schreiben  besagte,  das  Wahlrecht  des  Kapitels  bestehe  nocli 
fort;  der  Papst  wünsche  eine  sofortige  Wahl,  da  diese  nach  Verhand- 
lungen mit  dem  preussischen  Gesandten  die  frühern  Hindernisse  nicht 
mehr  finden  werde;  es  solle  eine  einhellig  beschlossene  Liste  aufgestellt 
werden.  Das  Schreiben  wurde  am  17.  April  dem  Propste  München  tiber- 
geben. Dieser  sagte  die  Sitzung  für  den  26.  April  an  mit  Rücksicht  auf 
die  auswärts  wohnenden  Ehrendomherren,  eine  Verzögerung,  die  Baudri, 
der  den  21.  verlangt  hatte,  „mit  Bedauern"  feststellte.  Da  anderseits  in 
dem  römischen  Schreiben  die  Möglichkeit  angedeutet  war,  dass  der  Propst 
die  Berufung  zu  einer  Sitzung  unterlasse,  und  für  diesen  Fall  Baudri  da- 
mit beauftragt  war,  legte  München  »feierliche  Verwahrung  ein,  erklärte 
die  deshalb  an  den  Apostol.  Stuhl  gelangte  Meldung  für  Verleumdung' 
und  falsche  Denunziation  und  behielt  sich  ausdrücklich  die  rechtlichen 
Schritte  gegen  den  Calumnianten  vor.''  Üble  Vorzeichen  für  die  vom 
Papste  gewünschte  Einigkeit! 

Noch  vor  der  Sitzung  kam  ein  Schreiben  de»  Kommissars  v.  Pom- 
raer-Esche  aus  Berlin  vom  19.  April  an,  das  mitteilte,  nach  Verhandlungen 
mit  dem  Päpstlichen  Stuhle  stimme  der  König  der  Verlängerung  der 
Wahlfrist  zu,  aber  unter  »Beiseitelassung"  der  früheren  Wahlliste.  Wenn 
jedoch  das  Augenmerk  des  Kapitels  sich  auf  einen  nichtpreussischeu  Kan- 
didaten [wohl  Ketteier!]  richte,  sei  der  Kommissar  bereit,  dem  Kapitel 
«mit  der  demselben  wünschenswerten  Information  zu  dienen". 

In  der  Sitzung  vom  26.  April  wurde  einstimmig  Vertagung  be- 
Kchlobsen,  weil  Baudri  auf  eine  Anfrage  nach  Rom  noch  keine  Antwort 
erhalten.  Die  Anfrage  bezog  sich  auf  den  durch  das  Schreiben  des  staat- 
lichen Kommissars  hervorgerufenen  Zweifel,  ob  das  Kapitel  die  Kandidaten 
der  früheren  Liste  wieder  aufstellen  könne  oder  nicht.  Antonellis  Ant- 
wort (13.  Mai)  lautete,  der  Papst  habe  nicht  untersagen  wollen,  frühere 
Namen  in  die  neue  Liste  aufzunehmen,  aber  auch  nicht,  weitere  hinzu- 
zufügen. 
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in  Rom  durch  den  Gesandten  v.  Arnim  die  sofortige  Ernennung  eines^ 
Erzbischofs  verlangt,  und  sprach  der  König  in  direkter  Zuschrift  an 
den  Papst  den  Wunsch  aus,  dass  der  [Titular-]Erzbischof  Fürst  Hohen- 
lohe  dazu  erwählt  werden  möchte.  Von  diesem  fürchteten  aber  die 
Jesuiten  das  Allerschlimmste  2*)  für  ihren  erst  in  den  Anfängen  be- 
griffenen Einfluss  in  Preussen.  Sie  fanden  in  der  Abwehr  beim 
Papste  an  Kardinal  Reisach,  der  als  Deutscher  das  Referat  in  den 
deutschen  Bischofssachen,  namentlich  der  Kölner,  hat  und  der  eben- 
falls auf  die  persönliche  Stellung  Hohenlohes  zum  Papste  ebenso 
eifersüchtig  als  von  baierischem  Preussenhass  erfüllt  ist,  einen  eif- 
rigen Verfechter.  Der  Papst  musste  dem  Könige  antworten,  er 
könne  den  Hohenlohe  nicht  von  sich  lassen  und  gedenke  ihn  näch- 
stens zum  Kardinal  zu  machen;  auch  halte  er  ihn  für  Köln  nicht 
geeignet,  um  den  Papst  zu  beruhigen  und  zu  stärken  in  dieser  ihm 
peinlichen  Ablehnung  wurden  alle  Blätter  mit  geringschätzigen  Ur- 
teilen über  Hohenlohe  und  die  Unmöglichkeit  seiner  Kandidatur  er- 
füllt. Aber  noch  mehr.  An  eine  Anzahl  der  Partei  [d.  h.  Mehr- 
heit des  Kapitels]  vertrauter  deutscher  Bischöfe  erging  die  Parole^ 
sie  sollten  dem  Papste  ihre  Beunruhigung  darüber  vorstellen,  das» 
dem  Kölner  Kapitel  das  Wahlrecht  verkümmert  werde,  wenn  der 
Papst  auf  direkte  Ernennung  eingehe.  Nachdem  das  in  dem  Er- 
lasse vom  10.  Dezember  ^^)  im  Interesse  der  fünf  Kandidaten  ge- 
triebene Spiel  mit  der  Devolution  [des  Wahlrechtes  an  den  Papst] 
bitterer  Ernst  geworden  und  zwar  gegen  jenen  Zweck,  war  nun 
alles  daran  gelegen,  die'  Entscheidung  in  die  Hand  der  Kapitels- 
fraktion zurückzuverlegen.  Die  eigene  Auswahl  des  Papstes  mit 
dem  Könige,  auch  wenn  Hohenlohe  überwunden  blieb,  gab  jeden- 
falls geringere  Sicherheit  als  die  neue  Initiative  des  Kapitels. 


**)  Hohenlohe  war  in  der  Tat,  wie  nachmals  notorisch  wurde,  ein 
abgesagter  Feind  der  Gesellschaft  Jesu.  Der  Kronprinz  wollte  nach  einem 
Briefe  au  Duncker  vom  3.  3.  1865  erfahren  haben,  dass  Rom  den  Kob- 
lenzer Pfarrer  Krementz  der  Diözese  aufzunötigen  denke,  den  „man"  für 
ein  noch  grösseres  Unglück  halte  als  Ketteier,  weil  er  das  bisherige  Re- 
giment fortsetzen  und  den  Jesuiten  noch  ergebener  sein  werde  als  Geissel. 
Wenn  Hohenlohe  nicht  durchzusetzen  sei,  so  möge  man  für  Reinarz  ein- 
treten (Max  Duncker,  Politischer  Briefwechsel.  Aus  seinem  Nachlass  hg. 
von  J.  Schnitze  [1923]  387). 

'^)  Schreiben  Antonellis  an  das  Kapitel,  das  die  abgelaufene  drei- 
monatige Wahlfrist  verlängerte  und  eine  Einigung  aller  Domherren  auf 
die  Liste  der  Mehrheit  wünschte. 
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Der  so  geleitete  Papst  erstrebte  und  erlangte  es  in  persön- 
licher Besprechung  mit  dem  Gesandten  v.  Arnim,  dass  dieser  in 
Berlin  nachfolgende  Wendung  befürwortete:  „Es  solle  das  Kapitel 
zu  neuer  Wahlhandlung,  jedoch  in  der  beschränkten  Weise  zuge- 
lassen werden,  dass  ihm  päpstlicher  und  königlicher  Seits  vertrau- 
lich neben  der  offiziellen  Eröffnung  die  zu  Grunde  liegende  ver- 
einbarte Voraussetzung  beigefügt  würde,  das  Kapitel  habe  statt  der 
früheren  fünf  Parteikaudidaten  nunmehr  einhellig  dem  Könige  die 
drei  Kandidaten  Fürst  Hohenlohe,  Abt  Haneberg  [in  München]  und 
Bischof  Pelldram  [von  Trier]  zu  präsentieren.  Was  den  Erstge- 
nannten betrifft,  so  verlaugte  der  Papst  nur  die  Rücksichtnahme 
auf  seine  bereits  geschehene  Ablehnung,  dass  in  der  römischerseits 
zu  erfolgenden  vertraulichen  Eröffnung  dieser  Vorgang  erwähnt 
würde,  ohne  dass  jedoch  dadurch  für  den  Fall,  dass  das  Kapitel 
seinerseits  den  Hohenlohe  wählen  wolle,  der  Papst  dies  zu  hindern 
resp.  die  Konfirmation  in  Frage  zu  stellen  gedenke". 

Arnim  empfahl  in  Berlin  die  Annahme  dieses  Vorschlages. 
Er  selbst  interessierte  sich  von  München  her,  wo  er  zuletzt  Ge- 
sandter war,  sehr  warm  für  Haneberg,  und  in  Berlin  war  die  ortho- 
dox protestantische  Partei,  zu  der  von  Mühler  [Kultusminister]  und 
Bismarck  gehörten,  ohnedies  sehr  kalt  in  Verfolgung  des  ihr  nur  vom 
Könige  auferlegten  Strebens,  die  direkte  Ernennung  Hohenlohes  zu 
erzielen,  „weil  der  Fürst  den  Kölner  Erzbischof  gar  zu  sehr  er- 
höhen werde".  Die  Annahme  erfolgte  und  tauschte  nun  Arnim 
mit  Antonelli  den  formellen  Noteuw^echsel  aus,  wonach  zwischen 
dem  15.  und  20.  April  von  Rom  ein  offizielles  und  mit  dem- 
selben ein  vertrauliches  Schreiben  besagten  Inhalts  nach  Köln 
gelangen  und  um  etwa  diese  Zeit  von  Berlin  ebenfalls  eine  offi- 
zielle Eröffnung  dem  Kapitel  und  ausserdem  dem  Wahlkommissar 
mit  dem  vertraulichen  römischen  Schreiben  übereinstimmende  In- 
struktion zugehen  sollte. 

Reisach  et  Comp,  hielten  diesen  Gang  der  neuen  Wendung 
für  verderblich,  weil  ihnen  alle  drei  Kandidaten  ungenehm  waren. 
Die  Ausführung  des  zwar  mit  dem  Papste  Verabredeten,  aber  von 
diesen  nicht  Überwachten,  hatte  in  der  Art,  wie  die  vertrauliche 
Beifügung  geschah,  noch-  freies  Spiel.  Deshalb  musste  das  Em- 
pfangsorgan in  Köln  Herr  Baudri  werden.  Um  die  Absicht  zu  ver- 
decken, musste  auch  das  offizielle  Schreiben  an  diese  Adresse  und 
äiicht  an  den  Propst  gehen,  und    um  dieses   zu   können,  musste  die 
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Befürcbtung  simuliert  werden,  letzterer  könne  als  Mitglied  der 
Minorität  der  Kandidatenaufstelluug  widersprechen  und  die  Berufung 
der  Kapitelssitzung  verweigern  wollen  (s.  oben  S.  120  A.  23). 

In  Köln  sickerte  sehr  bald  durch,  dass  Baudri  neben  dem  offi- 
ziellen Schreiben  auch  vertrauliche  Eröffnungen  habe,  welche  der 
Majorität  zu  wissen  tue,  dass  die  Regierung  zwar  jene  drei 
Kandidaten  verlange,  welche  Gründe  man  aber  in  Rom  gegen 
«ie  habe. 

Der  königliche  Kommissar  wollte  seiner  Instruktion  gemäss 
mit  dem  Adressaten  in  Kommunikation  treten,  erhielt  aber  bei  Baudri 
•die  Auskunft,  dass  derselbe  ein  vertrauliches  Schreiben  gar  nicht 
•erhalten  habe.  Seine  telegraphische  Meldung  und  Anfrage  nach 
Berlin  ging  an  Arnim  weiter,  von  diesem  an  Antonelli.  Dieser  Hess 
iiin wiederum  den  Telegraphen  bei  Baudri  anfragen  und  befriedigte 
Arnim  durch  Zustellung  der  Baudri'schen  Antwort,  dass  beide 
Schreiben  wirklich  au  ihn  gelaugt  seien.  In  Köln  blieb  er  bei 
der  Ableugnung  und  Verfolgung  des  Gegenteils. 

Soweit  Frenken.     Jetzt  erhält  wiederum  Floss  das  Wort. 

2S.  Mai.  Unterredung  mit  Dumont  über  die  erzbischöfliche 
:Sache.  Die  Streitfrage  ist  im  Prinzip  entschieden.  Das  Kapitel 
stellt  eine  neue  Liste  auf,  kann  auch  die  alten  Kandidaten  wieder 
auf  die  Liste  bringen.  Allein,  Präses  Westhoff  hat  erklärt,  dass 
€r  Baudri  und  Dieringer  nicht  wieder  nehme.  Er  habe  solches  dem 
Oberpräsidenten  versprochen.  Ein  zweiter,  offenbar  Schnepper,  ist 
in  die  gleiche  Bahn  eingelenkt.  Was  ich  immer  sagen  mochte,  dass 
solches  Apostasie  vom  Prinzip  sei,  darum  die  Majorität  der  Auf- 
lösung entgegen  gehe**^),  verfing  nichts.  Ich  würde  den  Westhoff 
nicht  davon  abbringen,  zumal  auch  noch  ein  zweiter  dafür  gewonnen 
sei,  ist  Dumonts  Meinung.  Manche  wollten  nicht  mit  Westhoff  ver- 
bandeln, erklärten  sich  zu  stolz  dazu,  so  müsse  er  [Dumont]  mit 
ihm  verhandeln.  Da  höre  man  stundenlang  nichts  als  eigenliebisches 
Zeug.  Ich  könne  Westhoff  besuchen,  aber  ausrichten  werde  ich 
nichts.     So  bin  ich  denn  auch  lieber  weggeblieben. 

Westhoff  verkehre  zuviel  mit  hohen  Herren.  Da  bücke 
und  ducke  er  sich.  Den  Besuch  des  Oberpräsidenten  erzähle  er 
jedermann. 


^^)  Auch   Schweitzer   hatte    nach    den   Protokollen    in  Neben  fragen 
mehrmals  mit  der  Minderheit  «restiinmt. 
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Einst  hat  Baudri,  wenn  mir  Dieringer  jüngst  recht  gesagt  hat, 
vorzugsweise  die  Berufung  Westhoffs  erwirkt.  Auch  irre  ich  wohl 
nicht,  wenn  ich  meine,  dass  Schnepper  meist  seine  Kreatur  ist.  Da 
nun  hat  er  den  Dreck. 

Von  Dieringer  vernahm  ich,  dass  die  Antwort  von  Rom  ver- 
fügt, den  Ketteier  solle  man  anf  der  Liste  lassen ^^).  In  Bezug  auf 
die  andern  ist  dasselbe  nicht  gesagt 2^). 

31.  Mai.  Eine  längere  Unterredung  mit  D[ieringer]  auf  der 
Promenade.  Er  braucht  scharfe  Ausdrücke  über  Dumont.  Bei  der 
Besetzung  der  Domherrenstellen  habe  man  zwischen  Heuser^'-')  und 
Kirch  geschwankt.  Allein,  Heuser  sei  Löwener,  die  Universität 
Löwen  bekanntlich  nicht  auf  gutem  Fuss  mit  den  Jesuiten.  So 
habe  die  Anhänglichkeit  au  die  Scholastik  zugunsten  Kirchs  den 
Ausschlag  gegeben.  Er  werde  andern  Morgens  um  8  Uhr  nach 
Köln  reisen.  So  habe  er  noch  ein  Stündchen  vorher 3'*),  das  er 
bei  Baudri  zubringen  werde.  Schliesslich  sei  jeder  für  seine  Stimme 
seinem  Gewissen  verantwortlich.  Die  Majorität  sei  faktisch  desor- 
ganisiert. Dumont  und  Kirch  wollten  Ketteier.  Weihbischof  sei  alt, 
werde  das  Generalvikariat  unter  einem  neuen  Herrn  am  liebsten 
abgeben.  So  würde  es  sich  um  Dumont  oder  Kirch  handeln  als 
Nachfolger,  da  diese  am  meisten  in  die  Vikariatsgeschäfte  einge- 
weiht seien.  —  Offenbar  richtig,  allein  es  wäre  doch  gewissenlos, 
sich  durch  solche  Aus-  oder  Rücksichten  bei  Abgabe  seiner  Stimme 
leiten  zu  lassen,  was  ich  auch  bemerkte  und  er  bestätigte.  Unter 
diesen  Umständen,  meinte  er,  könne  man  sich  in  Verlegenheit  finden 


*';  In  den  Schreiben,  soweit  sie  in  den  Akten  erhalten  iind,  nteht 
davon  nichts.  Vgl.  jedoch  oben  S.  109  1.  In  Rom  war  die  Absicht  wohl 
auf  Ketteier  gerichtet  und  dies  der  Regierung  auch  wohl  mitgeteilt. 
In  der  Kapitelsitzung  vom  1.  Juni  wurde  des  Gerüchtes  gedacht,  es 
sei  ein  Privatschreiben  des  Kardinals  Reisach  von  Rom  gekommen,  das 
im  Sinne  der  Majorität  gehalten  sei.  Die  Sache  wurde  nicht  geleugnet, 
aber  auch  nicht  aufgeklärt.  Der  Kronprinz  schrieb  an  Duncker  19.  7. 
1865  (a.a.O.  394):  „Ketteier  wird  unter  keinen  Umständen  bestätigt". 
Nur  Hohenlohe,  Haneberg  und  Pelldram  dürften  auf  die  Liste  kom- 
men, „um  zu  verhindern,  dass  bei  der  Rücksendung  der  Liste  durch 
Intrige  dennoch  zu  einem  schlimmeren  Gesellen  gegriffen  würde**. 

^)  Die  Unterstreichung  dieser  Worte  ist  von  FIoss,  was  auch  für 
spätere  Stellen  gilt. 

*^)  Professor  am  Seminar  in  Köln,  später  Domkapitular. 

'•)  Für  1.  Juni  war  eine  Kapitelssitzung  ausgeschrieben. 
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linsichtlich  der  Wahl,  wenn  es  sich  um  Ketteier  oder  Hohenlohe 
landele.  Letzterer  sei  aus  Beruf  doch  in  den  Stand  getreten  und 
^elte  als  äusserst  wohlwollend.  Ich  musste  meinem  Gefühl  dahin 
Ausdruck  geben,  dass  ein  Zurückkommen  auf  Hohenlohe  ein  Ab- 
fallen zu  dem  Regierungswillen  und  zu  der  Minorität  sei.  Die  Ent- 
gegnung, dass  Hohenlohe,  wenn  er  es  durch  den  Beitritt  der  Majori- 
tät werde,  der  Minorität  entwunden  sei,  leuchtete  mir  nicht  ein. 

Inzwischen  analysierte  er,  was  man  gegen  Hohenlohe  sage. 
Er  habe  die  Antw^ort  auf  die  Depesche  der  Münchener  Gelehrten- 
versammlung vermittelte^).  Das  ist  offenbar  keine  Sünde.  Er  habe 
die  Güntherianer  begünstigt '2).  Sein  Benehmen  war  eine  Gefällig- 
keit. Er  habe  sich  der  Alkantariner  angenommen^').  Allein  der 
Pater  B.'^)  war  oder  galt  doch  als  ein  heiligmässiger  Mann  und  in 
Schlesien  war  man  wenig  auf  Seiten  des  Fürstbischofs  in  der  Sache. 

Ich  wollte  heute  Abend  nochmals  zu  D.,  um  von  dem  Schritte 
für  alle  Fälle  abzuraten,  auf  Hohenlohe  überzugehen.  Die  Er- 
wägung, dass  ich  mich  bereits  aussprach  und  Dieringer  darin  eine 
Anmassung  finden  könne,  hielt  mich  zurück.  Dieringer  versichert 
amir,  dass  in  kürzester  Zeit  die  Regierung  sehr  für  Ketteier  sei. 

1.  Juni'^) ^^).     Traf  am  Nachmittage  mit  Nacken 

^*)  Nach  Schluss  der  im  Sept.  1863  zu  München  tagenden  Versan^m- 
lung  katholischer  Gelehrten,  an  der  Floss  einen  starken  Anteil  gehabt, 
hatten  Döllinger  und  Abt  Haneberg  von  St.  Bonifaz,  wo  die  Versamm- 
lung stattgefunden,  eine  dieselbe  im  günstigsten  Lichte  erscheinen  lassende 
Depesche  an  Hohenlohe  geschickt,  die  für  den  Papst  bestimmt  war. 
Pius  IX.  antwortete  mit  einem  freundlichen  Telegramm,  erliess  aber  am 
^1.  Dez.  1863  ein  Breve  an  den  Erzbischof  von  München,  das  grosse 
Bedenken  gegen  die  Versammlung  aussprach. 

^^)  Das  sehr  eingehende  Werk  von  P.  Knoodt,  Anton  Günther,  2  Bde. 
<1881)  weiss  II,  216  f.  nur  zu  berichten,  H.  habe  eine  Photographie  Gün- 
thers entgegengenommen,  um  sie  dem  Papste  zu  zeigen,  anderseits  dass 
-€r  Pius  IX.  zu  Ungunsten  Günthers  umgestimmt  habe. 

33)  Fürstbischof  Förster  von  Breslau  hatte  Händel  mit  dem  Orden 
der  Alkantariner  in  seiner  Diözese,  die  den  Heiligen  Stuhl  beschäftigten. 
Wiewftit  H.  an  der  Sache  beteiligt  war,  kann  ich  nicht  feststellen. 

3*)  Wohl  verschrieben  statt  L[othar],  Provinzial  der  Alkantariner. 
Floss'  Urteil  über  ihn  ist  viel  zu  günstig.  Rom  entschied  g*egen  den 
Orden.     Vgl.  Jos.  Jungnitz,  Joseph  Sauer  (1913)  S.  259-261. 

*5)  Am  1.  Juni  fand  die  Kapitelsitzung  statt,  die  die  Entscheidung 
über  die  aufzustellende  Liste  bringen  sollte.  Am  Tage  vorher  warPom- 
mer-Esche  in  Köln  und  eröffnete  dem  Dompropst  mündlich  und  öchrift- 
aich,  dass  „die  Staatsregierung  erwarten  dürfe,  die  Hochwürdigen  Herren 
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eineo  Herrn  Hypothekenbewahrer  Dietrich  aus  Trier.  Ich  glaubte^. 
er  sei  aktuell  in  Trier,  vernahm  indes  erst  spät,  er  sei  in  Köln. 
Er  ist  Landsmann  mit  Propst  München  und  ihm  befreundet.  Die 
ITergänge  in  Köln  referiert  er  aus  Münchens  Munde.  Darstellung 
natürlich  sehr  einseitig^').  Die  Majorität  sei  gekommen,  ihre  Liste 
in  der  Tasche.  Ein  faktischer  Modus ^^)  bestehe  allerdings  bei 
einzelnen  preussischen  Bischofsstühlen;  allein,  dieser  Modus  sei  ohne 
Vorgang  in  Köln.  Dazu  sei  dieser  Modus  durch  nichts  legalisiert.. 
Der  Professor  aus  Bonn    habe   tumultuarisch    die  Sache    da    durch- 


Erzbischof  Prinz  von  Hohenlohe.  Bischof  Pelldram  und  Abt  Haneberg  in 
München  als  Seiner  Majestät  dem  Könige  erwünschte  Kandidaten  ent- 
gegengebracht zu  sehen,  und  dass  auch  nicht  zu  bezweifeln  sei,  die  Wahl 
eines  jeden  derselben  werde  in  Kom  keinen  Einspruch  finden".  Dies 
teilte  München  in  der  Sitzung  mit,  und  die  Minderheit  erklärte,  die  Re- 
gierungsliste annehmen  zu  wollen,  wahrend  die  Mehrheit  eine  Liste  von 
fünf  Namen  aufzustellen  verlangte  und  jede  Meinungsäusserung  über  die 
staatlichen  Kandidaten  ablehnte.  Westhoff  schwenkte  insofern  zur  Min- 
derheit ab,  als  er  die  drei  Genannten  nahm,  aber  noch  drei  andere  hinzu- 
gefügt wissen  wollte,  die  mindestens  teilweise  nicht  von  der  Regierung- 
gestrichen  würden  (eine  unmögliche  Bedingung!).  Dann  wurde  die  Sitzung 
auf  den  Nachmittag  vertagt.  In  der  fortgesetzten  Sitzung  entbrannte 
zunächst  wieder  der  alte  Streit,  ob  die  Aufsteilung  einer  Liste,  an  deren 
Najmen  bei  der  Wahl  alle  gebunden,  zulässig  sei;  er  endete  mit  dem  be 
jahenden  Beschluss  der  Mehrheit,  zu  der  diesm.al  auch  wieder  Westhoff 
gehörte,  und  Protest  der  Minderheit.  Die  Festsetzung  der  Liste  ward 
vertagt.  Am  6.  Juni  beschloss  das  Kapitel  unter  Teilnahme  von  nur  12 
Mitgliedern  von  16,  während  die  andern  sich  durch  Prokuratoren  ver- 
treten Hessen,  wegen  jenes  Protestes  wiederum  eine  Anfrage  nach  Rom 
zu  richten.  Jedoch  überraschte  die  Majorität  in  einer  von  ihr,  aber  ohne 
genauere  Angabe  des  Gegenstandes,  verlangten  Sitzung  am  13.  Juni  die 
Minorität  mit  dem  Antrage,  jene  Anfrage,  die  sie  selbst  gefordert  hatte, 
zu  unterlassen.     Von  ihr  ist  denn  auch  nicht  mehr  die  Rede  gewesen. 

Haneberg  scheint  auch  der  Minorität  wenig-  erwünscht  gewesen  zu 
sein;  sie  hielt  ihn  der  schwierigen  Lage  in  Köln  nicht  für  gewachsen. 
Amalie  v.  Lasaulx  schreibt  in  einem  Briefe  an  Prof.  Hilgers:  „Frenken  sagte 
mir  auch,  dass  es  sehr  wahrscheinlich  sei,  dass  es  zu  einer  Wahl  kommen 
würde,  und  dann  sei  es  noch  wahrscheinlicher,  dass  Haneber<r  gewählt, 
würde.  Also  haben  wir  nur  traurige  Aussichten"  (Erinnerungen  an  A. 
v.  Lasftulx  1878,  S.  143).  Man  rechnete  offenbar  in  diesen  Kreisen  damit.. 
dass  auch  die  Mehrheit  ihm  ihre  Stimme  schliesslich  geben  würde.  Hane- 
berg wurde  1872  Bischof  von  Speier. 

^)  Diese  wie  fernere  Auslassungen  betreffen  Fremdartiges. 

'')  Die  Darstellung  ist  vielmehr  richtig. 

**)  Mit  Vorwahl  und  Listenverfahren. 
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setzen  und  zu  Ende  führen  wollen.  Dieser  Professor  scheine  kein 
Jurist  zu  sein.  Der  Propst  habe  nach  Rom  appelliert,  die  Herren 
hätten  dennoch  ihre  Liste  gemacht  und  prozediert,  als  ob  ein  solcher 
Appell  nicht  existiere.  Die  Meinung  des  Mannes  —  also  auch  des 
Dr.  München  —  geht  dahin,  die  Herren  hätten  zusammenkommen 
müssen,  hier  habe  jeder  seine  Kandidaten  nennen,  sie  dieselben  durch- 
diskutieren, sich  Zeit  nehmen  und  alles  wohl  erwägen  sollen.  Habe 
doch  hinterher  einem  ein  noch  würdigerer  Kandidat  einfallen  können! 
Die  Liste  sei  am  Nachmittage  in  ganz  illegaler  Zusammenkunft^ 
gemacht  worden. 

Er  führte  weiter  aus,  die  Minorität  wolle  eine  andere  Rich- 
tung im  Klerus.  Er  will  nicht  bestreiten,  dass  der  Klerus  grössten- 
teils für  Baudri  gestimmt  sein  möge,  allein  das  konmie  daher,  dass- 
die  Wirtschaft  unter  Geissei  solange  gedauert  habe. 

Ich  erklärte,  das  Bündnis  zwischen  Minorität  und  einer  ab- 
gebröckelten Fraktion''''^)  der  Majorität  sei  unnatürlich:  diese  wolle 
Ketteier,  jene  Männer  wie  Frenken'*^).  Eine  solche  Alternative 
würde  die  Majorität  sicher  auf  Ketteier  vereinen,  für  den  ich  nicht 
sei.  Doch  bereute  ich,  soviel  gesagt  zu  haben,  als  ich  erfuhr,  das» 
der  Mann  in  Köln  wohnte. 

Reusch    erklärte    zu  wissen,  dass    vor    zwei   Jahren 

Baudri  als  Koadjutor  cum  iure  succedendi  von  Geissei  in  Rom  be- 
antragt war*^),  die  Regierung  war  einverstanden,  desgleichen  das 
Kapitel  —  soll  wohl  heissen,  die  Majorität  wäre  im  Kapitel  unzweifel- 
haft gewesen  — ,  da  habe  jemand  in  Rom  den  Einfall  gehabt,  er- 
widern zu  lassen,  er  möge  entweder  Westj^^f  oder  Ketteier  nehmen. 

^•)  Von  einer  „Fraktion"  kanftteiaifchlnÄtJch  nicht  die  Rede  sein. 
Westhoff  war,  soweit  sich  aijfi^j4^9J'^MöW  tlWd  Abstimmungen  in  den 
Sitzungen  entnehmen^  l|L^stA  ^U^ebrxJc^lt»"»,^ lindes  hat  auch  Frenkeis  in 
seinen  Akten  f.  163  zu  der  Sitzung  voiy  20.  Juni  bemerkt,  es  sei  -Die- 
ringers  wankende  Parteitreue  und  seihe  Annäherung  an  die  Minorität, 
ähnlich  wie  früher  schon  bei  Westhoff,  offenkundig  geworden.  Auch  über 
Schnepper  war  dieser  Zweifel  in,  .d^ß^Pai'tei  [der  Mehrheit]  bereits  ncto- 
risch  und  bei  Schweitzer  war  hi|^. .ebenfalls   sehr  unsicher  geworden". 

^ö)  Ganz  unrichtig.  An  die  Wahl  Frenkens  hat  die  Minorität  nicht 
gedacht. 

^»)  Wenn  dies  richtig  ist,  so  würde  es  die  Mitteilung  Pfülf»  (a.  a.  0^ 
252  A.  1),  Geissei  habe  sich  Ketteier  als  Nachfolger  gewünscht,  erschüttern.- 
Vgl  oben  S.  109. 
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Das  habe  den  seligen  Kardinal  degoutiert,  und  so  habe  er  die  Sache 
liegen  lassen.     Er  will  das  mit  Bestimmtheit  wissen. 

Der  junge  Reichensperger  Sohn*^)  besucht  mich,  Knoodt  habe 
ihm  gesagt,  es  werde  heute  nichts  gutes  für  die  Majorität  her- 
auskommen. 

Nachtrag  vom  29.  Mai.  Generalversammlung  des  Dombau- 
vereins *3).  Darauf  lange  Unterredung  mit  [August]  Reichensperger 
und  Dieringer  über  die  Kölner  Sache  am  Hause  des  letzteren.  D. 
vertritt  die  Ansicht,  die  Majorität  müsse  an  der  alten  Liste 
festhalten,  so  lange  und  soweit  sie  könne.  Reichensperger  ist 
gegenteiliger  Meinung:  das  Prinzip  sei  gerettet,  hinsichtlich  der 
Personen  müsse  man  der  Regierung  nachsehen.  D.  behauptet,  die 
Majorität  sei  in  voller  Auflösung,  und  das  sei  der  Sieg  der  Regie- 
rung und  der  Minorität.  Er  scheint  mir  dabei  recht  zu  haben. 
Reichensperger  dagegen  erklärt,  Minorität  und  Regierung  hätten 
-eine  völlige  Niederlage  erlitten ;  er  wisse,  die  Minorität  sei  desperat, 
dass  die  Sache  nun  aufs  neue  vor  das  Kapitel  gebracht  sei,  die 
Majorität  halte  es  mit  andern  Personen  immer  in  der  Hand. 
D.  ist  nicht  für  Ketteier,  Reichensperger  im  ganzen  auch  nicht, 
nimmt  ihn  aber  in  Schutz.  Reichensperger  ist  sehr  auf  Krementz**) 
zu  sprechen,  den  ihm  sein  Freund  Thimus*^^)  so  glänzend  ge- 
schildert hat. 

Im  Verlaufe  des  Gespräches  tritt  hervor,  dass  Baudri  und 
Dieringer  an  Bischof  Martin  geschrieben  haben,  ob  er  Gewicht  da- 
rauf legen  werde,  dass  man  ihn  wieder  auf  die  Liste  bringe.  Na- 
türlich hat  Martin  sich  zufrieden  erklärt,  wenn  er  ausfalle.  So 
Dieringer.  Es  scheint  also  fast,  als  habe  man  ihn  —  nur  ihn  — 
durch  einen  andern  ersetzen  wollen. 

Reichensperger  betont •  im me«;! wieder,  jeder  betrachte  es  doch 
nur  als  eine  Last,  auf  einen  solchen' i^d^ten  gestellt  zu  werden.  Nach- 
her beim  Hinausgehen  gestehV  ef  mh^'irift*'  täeine  Frage,  dass  er  die 
Mission,  —  ob  habe  oder  ^erSennS!|  ~~^^^i.jf  vorzubereiten  und 
nachgiebig  zu  machen.  *  vto  ,na.li«MW  ioJ 

*3)  Karl,  der  Sohn  August  RePcllferiypörgers  iu  Köln,  später  Land- 
gerichtspräsident in  Koblenz,  der  mi'f '^m  ^geistlichen  Professor  der  Philo- 
sophie Knoodt  in  Bonn  verwandt  war. 

*•)  Gemeint  ist  der  akademische  Dombauverein  in  Bonn. 

**)  Damals  Pfarrer  an  St.  Kastor  in  Koblenz,  der  18G7  Bisrhof  von 
Ermland  und  1886  Erzbischof  von  Köln  wurde. 

*^)  Landgerichtsrat  in  Koblenz. 
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Während  des  Gespräches  am  [im?]  Hause  Dieringers  kommt 
auch  zum  Vorschein  bei  letzterem,  dass  die  Minorität  den  Prof. 
Hilgers*®)  und  Herrn  Frenken  als  Kandidaten  habe,  auch  Pelldram 
{Bischof  von  Trier]. 

Am  Abende  ist  Reusch  bei  mir Er  hat    aus  Rom 

Nachricht,  dass  Preussen  dort  den  Prof.  Eilgers  genannt  habe. 

Nachtrag  zum  28.  Mai.  Von  Dumont  erfuhr  ich  weiter,  Baudri 
—  und  auch  wohl  Dieringer  —  würde  gleich  von  vornherein  er- 
klären, dass  er  nicht  wieder  auf  die  Liste  wolle.  Sie  hätten  sich 
bereits  auf  andere  Kandidaten  geeinigt  ^^).  Baudri  sei  allsogleich 
zu  solchem  Rücktritt  bereit  gewesen.  Dieringer  komme  nie  hinab, 
nur  ein  Stündchen  vor  der  Sitzung,  sei  zu  bequem  und  dgl.  Er 
{Dumont]  sei  von  vornherein  entschlossen  gewesen  „Baudri  oder 
Ketteler"  seine  Stimme  zu  geben.  Letzterer  sei  nach  seiner  Über- 
zeugung der  geeignetste  im  Geiste  des  Verstorbenen  fortzuregieren. 

Dumont  beklagt  sich  ferner,  Reusch  habe  gesagt,  Dumont  und 
Kirch  hätten  nach  Rom  gegen  Baudri  geschrieben.  Jemand  habe 
solches  dem  Weihbischof  gesagt  und  es  auch  ihm  gesagt.  Er  und 
Kirch  hätten  gleich  geahnt,  es  sei  da  in  der  Anima^®)  von  einem 
Briefe  Missbrauch  gemacht  worden.  Baudri  habe  auf  ihr  Befragen 
erklärt,  dass  ihm  das  allerdings  gesagt  worden  sei,  aber  er  es 
nicht  glaube.  Es  sei  denn  das  auch  nur  ein  Brief  gewesen,  den 
sie  hier  —  Dumont  weist  auf  sein  Zimmer  —  gemeinschaftlich  ge- 
macht hätten.  Sentis'*^)  habe  das  offenbar  an  Reusch  geschrieben. 
Erinnere  ich  mich  recht,  so  deutete  Dumont  an,  der  Adressat  in 
der  Anima  sei  damals  erkrankt  gevi^esen.  Also  darauf  gründet  sich, 
wi-e  es  scheint,  der  angebliche  Missbrauch. 

21.  Juni  morgens  1865.     D.  ist  unwohl,  kleine  Diarrhöe,  vor- 


^ö)  Prof.  der  Theologie  in  Bonn,  alter  Hermesianer.  Der  Kronprinz 
an  Duncker  5.  11.1864:  „Man  nannte  mir  am  Rhein  Prof.  Hilgers  aus  Bonn 
als  geeignetsten  liberalen  Kandidaten  für  Köln;  dann  den  Kölner  Dom- 
herrn Frenken,  der  aber  schwerlich  annehmen  werde"  (Max  Duncker,  Po- 
litischer Briefwechsel  aus  seinem  Nachlass     Hg.  von  J.  Schultze  [1923]  383). 

^'^)  In  den  Sitzungen  sind  solche  Erklärungen  nicht  abgegeben  wor- 
den, weil  es  zur  Aufstellung  einer  Liste  überhaupt  nicht  kam. 

^**    Deutsche  Nationalstiftung  in  Rom. 

*^)  Der  aus  der  Erzdiözese  Köln  stammende  Sentis  studierte  damals 
in  Rom  kanonisches  Recht,  wurde  dann  Privatdozent  der  Rechte  in  Bonn 
«nd  Prof.  des  Kirchenrechtes  in  Freiburg. 

Annalen  des  bist.  Vereins  CVIII.  9 
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zugsweise  von  Ärger 5®).  Letztbin  hatte  er  in  der  Sitzung  morgen» 
einen  Antrag  gestellt,  der  auch  den  Beifall  der  Minorität  hatte. 
Es  ging  gegen  1  Uhr.  Man  beschloss  Vertagung  auf  den  Naeh- 
mittag.  D.  hatte  nun  Broix  seine  Gründe  alle  expliziert,  der  be- 
kannte vollends  überzeugt  zu  sein  und  ersuchte  ihn,  gestern  zu  Tisch 
zu  Weihbischof  zu  kommen  und  dort  zu  dinieren.  Nun  sei  er  hin- 
gekommen: alles  war  nichts. 

Im  Verlaufe  der  Unterredung  erfahre  ich,  daß  sein  Antrag 
dahin  gegangen  war,  in  der  Sache  sollte  aufs  neue  Vorlage  in  Rom 
gemacht  werden.  Es  ward  beschlossen.  Da  war  Dieringer  am 
Nachmittage  nicht  in  der  Sitzung,  sondern  heimgekehrt;  siehe,  nun 
beantragt  die  Majorität  die  Zurücknahme  des  Beschlusses» 
Gestern  kömmt  er  nach  Köln  und  erfährt  nun  erst  das  Geschehene. 
Wie  ich  aus  ihm  zu  verstehen  glaube,  hat  gestern  die  Majorität 
den  ersten  Antrag  erneuert,  die  Minorität  indes  sich  nun  nicht 
wieder  darauf  eingelassen. 

D.  hatte  mir  vor  vielleicht  8  Tagen  gesagt,  er  habe  einen 
Antrag  gestellt,  welcher  der  Minorität  genehm  sei,  und  werde  die 
ganze  Sache  nun  in  nicht  zu  weiter  Zeitferne  erledigt  werden.  Er 
wollte  mir  die  Sache-  sagen,  ich  verzichtete  darauf. 

Dann  sagte  mir  Knoodt  am  Feste  Corpus  Christi  [15.  Juni]  in  der 
Sakristei,  die  Majorität  habe  den  Antrag  gestellt,  sämtliche  Verhand- 
lungen sollten  nach  Rom  geschickt  werden,  dann  aber  gleich  nachher 
den  Beschlnss  zurücknehmen  lassen.  Jenes  sei  der  Minorität  an- 
genehm gewesen,  die  sich  strenge  innerhalb  der  kanonischen  Forme» 
bewege,  während  die  Majorität  sich  in  diesem  Bezüge  manche  Sprüngo^ 
habe  zu  Schulden  kommen  lassen.  Mau  habe  dann  doch  in  Roo^ 
selbst  sehen  und  urteilen  können.  Deshalb  auch  habe  wohl  die- 
Majorität  den  Beschluss  rückgängig  gemacht. 

D.  ist  nun  heute  morgen  sehr  verdriesslich.  Er  hat  keine  Lust 
mehr  in  die  Sitzungen  zu  gehen;  denn  er  kann  nicht  mit  der 
Majorität  stimmen  und  darf  nicht  mit  der  Minorität  stimmen.  Er 
führt  aus,  die  Herren  rechneten  mit  idealen,  nicht  mit  realen. 
Zahlen;  denn  das  heisse  es  doch  offenbar,  wenn  man  sick  einbilde,, 
Hohenlohe,    kanonisch  gewählt,    werde   in   Rom    reküsiert    werden. 


^)  Am  Tfige  vorher  war  eine  erregte  und  entscheidende  Sitzung^ 
des  Kapitels  gewesen,  die  unten  (S.  132  f.)  ihre  Darstellung  finden  soll 
Aus  ihr  ergeben  sich  auch  die  sachlichen  Erläuterungen  zu  dem  ohe» 
Folsrendea. 
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Er  (D.)  habe  in  der  Sitzung^*)  den  Herren  der  Majorität  gesagt,  wenn 
sie  so  handelten,  machten  sie  lediglich  die  Geschäfte  der  Minorität. 
Westhoff  habe  ihm  entgegen  in  der  Sitzung  ein  Argument  aufge- 
stellt (protokolliert?),  was  nur  aus  der  Grundanschauung  der  Minorität 
hervorwachsen  konnte  ^*). 

D.  hat  mir  schon  oft  gesagt  und  führt  mir  aufs  neue  aus, 
wie  ganz  anders  die  Minorität  ihn,  und  wie  ganz  anders  die  andern 
Herren  der  Majorität  behandeln  rücks.  misshandeln.  Hm  fasste  sie 
nur  mit  Handschuh  an. 

Er  ist  der  Sprecher  der  Partei  und  stets  bereit  und  schlagfertig. 
Da  hat  er  nun  allerdings  recht,  wenn  er  es  unverschämt  findet, 
dass  sie  keinen  von  seinen  Kandidaten  nehmen.  Ebenso  muss  auch 
ich  es  unrecht  finden,  wenn  die  Majorität  wirklich,  wie  er  sagt, 
auch  nicht  einen  Kandidaten  aus  der  Diözese  aufzustellen 
versucht.    ^ 

Wenn  man  sage,  F'renken  wolle  Hohenlohe,  um  Generalvikar 
zu  werden,  so  könne  man  mit  gleichem  Rechte  sagen,  Kirch  wolle 
Kettelcr  zu  dem  gleichen  Zwecke,  um  dann  mit  seinem  Busenfreund 
Spee  ^^)  und  Dumont  zu  herrschen.  Da  indes  solche  Rechnung 
sündhaft  wäre,  setze  er  weder  die  eine  noch  die  andere  voraus. 

D.  fragt  noch,  ob  wohl  Berlin  mehr  den  Apostolischen  Stuhl 
oder  die  Majorität  des  Kapitels  respektieren  werde.  Natürlich  den 
Apostolischen  Stuhl.  Nehme  ich  hinzu,  dass  er  vor  8  Tagen  sagte, 
sein  Antrag    bezwecke    zu    verhindern,    daß    nicht   Majoritäts-  und 


51)  Schwerlich  in  der  offiziellen  Sitzung;  denn  nicht  nur  enthalten 
die  sehr  ausführlichen  Protokolle  nichts  davon,  sondern  es  ist  auch  aus 
taktischen  Gründen  nicht  glaublich. 

^^)  In  der  Sitzung-  vom  20.  Juni  1865  erklärte  Westhoff,  „der  Apostol. 
Stuhl  habe  jedem  einzelnen  Kapitularen  das  Recht  zugesichert,  an  der 
Wahl  des  Erzbischofs  resp.  den  dazu  vorbereitenden  Schritten,  als  Auf- 
stellung der  Wahlliste,  sich  beteiligen  zu  können.  Dieses  Recht  kann  den 
einzelnen  Kapitularen  durch  den  Beschluss  des  Kapitels  ohne  Zustimmung 
des  einzelnen  in  der  Weise,  wie  der  Antrag  des  H.  Domkap.  Dr.  Dieringer 
[die  Aufstellung  der  Wahlliste  einer  Vereinbarung:  zwischen  Rom  und 
Berlin  zu  überlassen]  es  involviert,  nicht  genommen  oder  beschränkt 
werden  .  .  .  ."  Das  war  in  der  Tat  die  Grundanschauung  der  Minorität, 
dass  ein  Majoritätsbeschluss  sie  rechtlich  nicht  binden  könne,  bei  der 
Wahl  sich  an  eine  bestimmte  Liste  zu  halten,  und  dass  auch  der  Heilige 
Stuhl  dies  nicht  verfügt  habe. 

53)  Kanonikus  in  Aachen  seit  1863,  vorher  Pfarrer  in  Bensberg  bei 
Köln. 
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Minoritätskandidaten  aufgestellt  würden  ^^),  so  muß  ich  wohl  ver- 
muten, dass  solches  nun  wirklieh  geschehen  ist.  Die  Folge  dürfte 
dann  freilich  sein,  daß  die  Majoritätskandidaten  gestrichen,  die  der 
Minorität  auf  die  Wahlliste  gesetzt  werden. 

Westhoff  sei  Intrigant  und  nur  durch  Intrige  in  seine  jetzige 
Stellung  gekommen. 

Ich  ziehe  aus  allem  wieder  den  Schluss,  daß  v.  Geissei  seine 
Leute  schlecht  gekannt  und  schlecht  zu  wählen  gewusst  hat.  Seit 
zwei  Augen  sich  geschlossen,  lösen  sich  die  Bande  der  Majorität 
täglich  mehr  ^^). 

Soweit  die  Aufzeichnungen  von  Floss.  Er  scheint  sie  deshalb 
nicht  fortgeset/.t  zu  haben,  weil  die  Dinge  heillos  verwirrt  waren 
und  darum  ihn  nicht  mehr  reizten,  und  weil  dasselbe  auch  wohl 
bei  seiner  Hauptquelle,  Dieringer,  der  Fall  war.  Die  Angelegenheit 
war  in  eine  dritte  Phase  getreten,  die  nun  skizziert  werden  möge, 
soweit  es  aus  den  Kapitelsakten  möglich  ist. 

Den  Ausgangspunkt  bildet  die  Sitzung  vom  20.  Juni  1865. 
Der  Dompropst  gab  eine  lange  Erklärung  zu  Protokoll,  die  sowohl 
durch  ihren  juristischen  Inhalt  wie  durch  die  Aufschlüsse,  die  sie 
über  die  Taktik  und  die  Absichten  der  Minorität  gibt,  bemerkens- 
wert ist.  Die  Aufstellung  einer  per  maiora  festzusetzenden  Kandi- 
datenliste sei  „für  die  Bistümer  Preussens  kein  kirchenrechtliches 
Institut,  sondern  eine  von  dem  Königlichen  Ministerium  ausgehende, 
oder  vielmehr  nur  versuchte  Einrichtung,  und  sie  sei  durch  die 
authentische  Interpretation  des  Apostolischen  Breves  vom  16.  Juli  1821 
in  dem  Schreiben  Seiner  Heiligkeit  Papst  Gregor  XVI.  vom  10.  April 
1844  an  die  Mitglieder  der  Kapitel  zu  Gnesen  und  Posen  als  nicht 
zu  Recht  bestehend  erklärt  ^®).  Zwar  sei  die  Mehrheit  befugt,  eine 
Liste  aufzustellen  und  ihre  Mitglieder  bei  der  endgültigen  Wahl  auf 
diese  Liste  zu  beschränken,  sodass  „eine  Art  von  Kompromiss" 
(im  kirchenrechtlicheu  Sinne)  vorliege,  aber  niemand  sei  befugt, 
auch  die  Minderheit  daran  zu  binden.  Vielmehr  müsse  es  jedem 
aus    derselben    unbenommen    bleiben,    sich    „von    den   Gesinnungen 


**)  D.  h.  in  ein  und  dieselbe,  der  Regierung  vorzulegende,  Wahl- 
liste kämen. 

")  Hiermit  kann  wohl  nur  Geissei  und  die  bereits  vor  den  Wahl- 
verhandlungen im  Kapit»-!  bestehende  Majorität.spartt^i  gemeint  sein. 

^®)  Das  Breve  gedruckt  in  E.  Friedberg,  Der  Staat  und  die  Bischofs- 
wahlen in  Deutschland.    Aktenstücke  (1874)  S.  163 f.    Vgl.  oben  S.  114. 
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Sr.  Majestät  über  seinen  eventuellen  Kandidaten  Gewissheit  zu  ver- 
schaffen." „Als  eine  Form  zu  dieser  Gewissheit  zu  gelangen,  habe 
ich  den  Anschluss  [d.  h.  wohl  die  Beifügung  zur  Majoritätsliste] 
meiner  in  mögliche  Aussicht  genommenen  Kandidaten  angesehen." 
Auch  die  Weisung  des  Papstes,  ut  canonici  omnes  simul  conveniant 
in  designandis  eiusmodi  candidatis,  hat  keineswegs  die  „rechtliche 
Bedeutung"  einer  einfachen  Unterwerfung  unter  den  Kompromiss  der 
Majorität.  Solange  nicht  nachgewiesen  sei,  dass  der  Heilige  Vater 
dies  wolle  und  dies  das  Ergebnis  seiner  mit  dem  Staate  gepflogenen 
Verhandlung  sei,  müsse  er  (und  die  Minorität)  auf  seinem  Stand- 
punkte beharren. 

Zu    seiner    persönlichen    Rechtfertigung    fügt    München    bei: 
„Es  kann  hiernach  nur  auf  Missverständnis   oder  auf  Missdeutung 
beruhen,    wenn   mir  die  Absicht    untergeschoben  werden    will,    das 
Hochwürdige  Domkapitel  um  sein  freies  Wahlrecht  zu  bringen,  da 
ich  zunächst  nur  mein  freies  Wahlrecht,  soweit  es  mir  zusteht,  zu 
erhalten  suchte.     Von  Anfang  an  hatte  sich   mein  Augenmerk  nur 
darauf,    nicht    auf   irgendeine  oder   auf  mehrere  einzelne  Personen 
gerichtet.     Auch  wurde  mir  bis  in  die  jüngste  Zeit  von  keiner  Seite, 
insbesondere  nicht  von    selten  der  Königlichen  Regierung  indirekt 
oder  direkt   jemand   empfehlend  namhaft  gemacht.      Von  den  am 
1.  d.  M.  bezeichneten  Kandidaten  [Hohenlohe,  Pelldram,  HanebergJ 
hatte    ich    erst    unmittelbar    vorher   Kenntnis    erhalten,    dass    sie 
Sr.  Majestät    erwünschte  Kandidaten    seien,    und    hatte  zu  gleicher 
Zeit  hinreichenden   Grund  zu  der  Annahme,    dass  die  Wahl  eines 
jeden  derselben  seitens  Sr.  Heiligkeit  keinen  Einspruch  finden  würde." 
Die  Darlegungen  des  Propstes  machten  allem  Anscheine  nach 
Eindruck  und   wirkten  verwirrend  auf  die  Mehrheit,  zumal  da  die 
Minderheit  die  Erklärung  abgab,   dass  sie  sich  an  der  Aufstellung 
einer   nach    dem  Diktat   der  Majorität    zusammenzusetzenden  Liste 
nicht  beteiligen  werde.    Anträge  von  Majoritätsmitgliedern,  worunter 
auch   einer  von    Dieringer,    den  Heiligen  Stuhl  um  eine  Wahlliste 
zu  bitten,  kamen  durch  die  Majorität  selbst  zu  Fall. 

So  auf  den  anfänglichen  Stand  der  Sache  im  Herbste  1864 
zurückgeworfen,  schickte  man  am  28.  Juni  die  Akten  der  letzten  Sit- 
zungen nach  Rom  und  bat  um  Anweisungen  für  das  fernere  Verhalten. 
Das  erste  Echo  kam  aus  Berlin.  Der  Minister  gab  am  10.  Juli 
seinem  Missmut  über  die  neue  Verschleppung  der  Sache,  die  wenig 
Aussicht  auf  ein  Ende  biete,  und  auch  darüber  Ausdruck,  dass  dem 
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Staatskommissar  „bis  jetzt  noch  keine  Veranlassung  gegeben  worden 
sei,  sieh  über  eine  bestimmte  Persönlichkeit  [natürlich  Hohenlohe] 
...  zu  äussern."  Diis  dem  Oberpräsidenten  von  Pommer- Esche 
erteilte  Kommissorium  wurde  „einstweilen  zurückgezogen."  Am 
16.  August  traf  die  ebenso  mit  reichlichem  Tadel  durchsetzte  Ant- 
wort Antonellis  ein.  Sie  ging  dahin,  Seine  Heiligkeit  „befehle", 
dass  eine  neue  Liste  angefertigt  und  in  sie  sowohl  Personen  aus 
der  früheren  Liste  als  auch  andere  aufgenommen  würden.  Sehnlich 
wünsche  der  Papst  hierzu  eine  freundschaftliche  Einigung  aller 
(omnes  amice  conspirent).  Andernfalls  solle  die  Mehrheit  trotz  pas- 
siven Verhaltens  und  Protestes  der  Minderheit  unverzüglich  per  maiora 
zur  Aufstellung  der  Liste  schreiten.  Hinsichtlich  der  aufgeworfenen 
Rechtsfragen  wurde  kurz  bemerkt,  bei  allen  Kapitelswahlen  gelte 
das  Majoritätsprinzip  und  also  auch  bei  den  vorbereitenden  Hand- 
lungen. Anderseits  wurde  zugegeben,  dass  das  Listenverfahren 
nicht  vorgeschrieben  sei,  aber  es  wurde  doch  als  an  sich  geeignet 
wenigstens  stillschweigend  vom  Heiligen  Stuhle  anerkannt  be- 
zeichnet.") 

Diese  entscheidende  Antwort  machte  dem  Rechtsstreit  ein  Ende, 
nicht  aber  dem  Streit  der  Meinungen,  die  vielmehr  weiter  als  je 
auseinandergingen.  Beim  ersten  Wahlgange  am  25.  August  kamen 
bei  16  Wählern  14  verschiedene  Namen  zum  Vorschein,  von  denen 
jedoch  nur  3  eben  die  absolute  Majorität  erreichten,  nämlich  Ketteier, 
Melchers,  Prof.  Hettinger  in  Würzburg,  alle  mit  je  9  Stimmen.  Das 
zweite  Skrutinium  brachte  Haneberg  mit  11  Stimmen  zu  Tage  und 
das  sechste  endlich  Baudri,  der  9  Stimmen  erhielt.  Die  alte  Mehr- 
heit war  zersplittert  und  die  Minderheit  hatte  einen  ihrer  Kandidaten 
(Haneberg)  auf  die  Liste  gebracht. 

Hier  schliesst  sich  nun  folgender  Bericht  von  PVenken  (f.  178>') 
an  :  Nachdem  die  neue  Listenaufstellung  des  Kapitels  in  die 
Öffentlichkeit  gelangt  war,  stellte  sich  in  Verbindung  mit  der  in- 
mittelst fortgeschrittenen  Orientierung  über  die  Rechtswidrigkeit  des 
Listen  Wesens  überhaupt  die  Erwartung  ganz  allgemein  dahin,  dass 
die  Staatsregierung  in  der  Art,  wie  das  Kapitel  durch  Reproduktion 
wiederholt  zurückgewiesener  Namen  das  Recht  und  die  Ehre  des 
Gouvernements  dreist  verletzt  hatte,  die  gesteigerte  Unmöglichkeit 
finden  müsse,  diese  Liste  anzunehmen  resp.  unter  deren  Zugrunde- 


*')  Gedruckt  ebd. 
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legnng  über  die  Wahl  weiter  zu  verfügen.  So  äusserte  sich  denn 
auch  die  Presse  übereinstimmend  von  den  verschiedensten  Stand- 
punkten aus  und  selbst  die  Kölnischen  Blätter  resignierten  sich  nun 
offen  auf  Haneberg.  Gleicherweise  war  auch  im  Kapitel  selbst  die 
Majorität,  nachdem  in  der  Reproduktion  der  zurückgewiesenen 
Namen  die  Linie  des  angeblichen  Unterschiedes  für  Ketteier  und 
Melchers  durch  Hinzunahme  des  Baudri  überschrittenes),  und  es 
ganz  augenfällig  war,  dass  von  den  beiden  andern  Strohnamen  [?] 
ernstlich  nicht  die  Rede  sein  konnte,  nachgerade  überzeugt,  dass 
die  römischen  Verfügungen,  die  man  allerdings  unter  m  Fusse  hatte, 
nicht  vorhalten  würden. 

Für  den  tiefer  Blickenden  musste  aber  der  Umstand,  dass 
plötzlich  am  Tage  nach  der  Kandidatenwahl-Sitzung  des  Kapitels 
der  römische  Gesandte  in  Köln  erschien  und  zu  sichtbarem  Schrecken, 
dass  er  zu  spät  gekommen,  das  Resultat  vernahm,  Zweifel  erwecken, 
ob  man  in  Berlin  dessen,  was  unzweifelhafte  Aufgabe  der  Regierung 
geworden,  ebenso  sicher  sei  wie  die  ganze  übrige  Welt.  Arnim 
erschien  beim  Dompropst,  dann  nur  noch  bei  Schweitzer  und  Westhoff. 
Was  über  seine  Äusserungen  sonst  noch  verlautete  ^^),  verriet  un- 
sichere Ratlosigkeit  und  sachliche  Unkunde  verbunden  mit  merkbarer 
Verwandtschaft  der  Anschauungsweise  zu  den  religiösen  Junkerideen 
unserer  Zeit.  Nachdem  er  jeden  andern  Besuch,  selbst  den  für 
solche  Ankömmlinge  sonst  üblichen  des  Regierungspräsidenten,  ver- 
mieden, reiste  er  den  27.  wieder  ab. 

Nicht  lange  nachher  erschien  auch  Monsignor  Franchi,  Erz- 
bischof i.  p.  und  Referent  in  der  Congregatio  episcoporum  zu  Rom, 
Ton  dem  man  wissen  wollte,  dass  er  gemässigtere  Ansichten  hege, 
in  Köln.  Die  Erwartung,  dass  er  handelnd  auftreten  würde,  erfüllte 
sich  indessen  nicht.  Er  gerierte  sieh  nur  als  Durchreisenden,  be- 
suchte ausschliesslich  Baudri  und  erfuhr  sich  [!]  weiter  nichts,  als 
dass  er  auffällig  bemerkt  hatte,  wie  Baudri,  der  ihm  ein  Essen  gab, 
nur  die  Majorität  und  kein  einziges  Mitglied  der  Minorität  (auch 
den  Propst  nicht)  eingeladen  hatte.    An  Westhoff,  vor  dem  er  diese 

^)  D.  h.  die  Majorität  hatte  sich  darauf  berufen,  dass  auf  der  ersten 
Liste  Ketteier  und  Melchers  nur  weil  Ausländer,  dagegen  Baudri  per- 
sönlich gestrichen  worden  sei. 

^ö)  In  der  Sitzung  vom  30.  Oktober  behauptete  Broix,  Arnim  habe 
verlauten  lassen,  dass  wohl  nur  Haneberg  stehen  bleibe,  „vielleicht  auch" 
Melchers. 
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Bemerkung  ausspracb,  hatte  er  ein  Schreiben  von  Reisach.  Er 
scheint  nur  für  Posen  Aufträge  ausgeführt  zu  haben. 

Ausserdem  bemerkt  Frenken  (f.  173^):  Wie  sich  [!]  durch 
Sch[weitzer]  erfuhr,  erhielt  die  Majorität  in  einem  Reisach'schen 
Schreiben  ausserdem  ^°)  die  Weisung,  jedenfalls  Ketteier  wieder  auf- 
zustellen .  .  .  mit  gleichzeitiger  expresser  Verwarnung  vor  Haneberg, 
wie  früher  vor  Hohenlohe.  Gegen  Pelldram,  der  inmittelst  zu  Trier 
bereits  eingetreten,  mochte  es  minder  dringend  erseheinen. 

Mit  der  neuen  Liste  hätten  beide  Parteien,  ohne  ihren  Über- 
zeugungen Gewalt  antun  zu  müssen,  die  Wahl  vornehmen  können, 
wenn  nun  die  Staatsregierung  nicht  einen  Strich  dadurch  gemacht 
hätte,  indem  sie  durch  den  neuernannten  Bevollmächtigten,  den 
katholischen  Oberpräsidenten  von  Westfalen  von  Düesberg^'),  er- 
öffnen liess,  dem  Könige  seien  alle  bis  auf  Melchers  und  Haneberg 
nicht  genehm.  Mit  besonderer  Schärfe  sprach  das  ministerielle 
Schreiben  (vom  16.  Oktober)  sich  gegen  Baudri  aus,  der  ül)erhaupt 
für  einen  preussischen  Bischofsstuhl  nicht  in  Betracht  kommen  könne. 
Das  in  ihm  verkörperte  System  Geisseis  sollte  damit  getroffen 
werden.  Statt  dessen  rückte  die  Regierung,  die  offenbar  mit  einer 
Wahl  auf  Grund  der  verstümmelten  Liste  nicht  rechnete,  wiederum 
Pelldram  und  Hohenlohe  als  erwünscht  in  den  Vordergrund,  Hohen- 
lohe diesmal  an  zweiter  Stelle. 

Auf  dieses  Schicksal  der  eingereichten  Wahlliste  durch  An- 
deutungen, die  der  prcussische  Gesandte  beim  römischen  Hofe 
V.  Arnim  in  Köln  hatte  fallen  gelassen,  vorbereitet,  hatte  bereits  die 
Mehrheit  den  Heiligen  Stuhl  um  Entscheidung  angegangen,  ob  bei 


W)  D.  h.  ausser  dem  offiziellen  Schreiben  AutonelLis  an  das  Kapitel, 
das  kein  Datum  trägt,  aber  um  1.  August  1865  ergangen  sein  muss. 

^^)  Der  rheinische  Oberpräsident  von  Pomme-r- Esche  war  auf  seinen 
Wunsch  von  der  Aufgabe  entbunden  worden,  nachdem  er  dem  Könige 
Vortrag-  gehalten  hatte.  Er  war  aufgebracht  über  die  .schwankende,  ja 
sich  widersprechende  Haltung  Mühlers  und  fühlte  si<5h  persönlich  bloss- 
gesteüt,  weil  seine  in  Köln  gemachten  Eröffnungen  und  Versprechen  nicht 
gehalten  wurden.  So  weiss  Frenken  mitzuteilen.  Derselbe  schliesst  (f.  192^) 
seine  Betrachtungen  über  das  Verhalten  der  Regierung  bezeichnender^ 
weise  mit  dem  Zitate  „Nolite  confidere  in  i)ri!»cipibus,  in  filiis  hominum, 
in  quibus  non  est  saliis"  (Ps.  145,  2f.).  —  Frenken  meint  (f.  179  Beiblatt): 
„Gerade  im  Ii)teresse  dieses  Kandidaten  [Melchers]  dürfte  in  Berlin  die 
Bestellung  Düesbergs  betrieben  worden  sein.  Er  war  seit  lange  sein  be- 
sonderer Gönner  .  .  .**  (vgl.  oben  S.  109). 
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bloss  zwei  Kandidaten  eine  kanonische  Wahl  möglich  sei,  und  hatte 
durch  den  Nuntius   eine  verneinende  Antwort  (vom  26,  Sept.)")  er- 
halten.    Demgemäss  nahm  das  Domkapitel  von  der  Wahl  vorläufig 
Abstand  und  berichtete  über  die  Lage    der  Dinge  nach  Rom.      So- 
ward  in  der  Sitzung  des  3.  November   beschlossen,  wobei   sich  die 
alte  Minorität  der  Stimmabgabe    enthielt.     In  Berlin    aber  tat  man 
sehr  entrüstet  über  den  Nuntius,  der  „unmöglich"  auf  Weisung  de» 
Papstes  gehandelt   habe.      Es  stehe  in  Widerspruch  mit  allen  Ver- 
bandlungen,  alten   und    neuesten,    zwischen    dem   Staate    und    der 
römischen  Kurie;    der  Nuntius   habe    den   Rechtszustand   der   ober- 
rheinischen Kirchenprovinz  mit  dem  preussischen  verwechselt  (Schrei- 
ben Düesbergs  an    das  Kapitel    vom.  2.  Nov.  1865).      Rom    machte 
kurzen    Prozess;    ein    Breve    vom    21.  Dezember '''3)    kündigte    dem 
Kapitel  an,  dass  der  Papst  den  Bischof  von  Osnabrück  zum  Nach- 
folger Geisseis  ernennen  werde  e*).      Das  Schriftstück  war   für  das- 
Domkapitel  schonend    gehalten    und  vermied  es,    den  Parteien  Lob 
oder  Tadel  zu  spenden.     Eine  gewisse  Entschuldigung  lag  auch  da- 
rin, dass  der  Papst  die  Absicht  aussprach,  neue  Vereinbarungen  mit 

62)  Das  Ganze  veröffentlicht  in  E.  Friedberg',  Der  Staat  und  die 
Bischofswahlen  in  Deutschland  (1874)  261  f. 

^3)  Friedberg  (Aktenstücke)  177-180  in  deutscher  Übersetzung-  ge- 
druckt. 

84)  Frenken  erzählt  (f.  184v):  „Düe^berg  besuchte  alle  Mitglieder 
[des  Kapitels]  in  ihren  Wohnungen.  Zur  Sache  waren  seine  Äusserungen 
-vorzugsweise  nur  empfeiilend  für  Melchers,  über  andere  kalt  ausweichend. 
Dabe  die  stärkste  Zuversicht,  dass  er  die  Angelegenheit  nunmehr  rasch 
zum  Ziele  führen  wer.ie.''  Auf  Haneberg  war  von  römischer  Seite  ein 
Druck  ausgeübt  ^^orden.  Frenken  berichtet  darüber  (f.  200v):  Jn  Mün- 
chen erschien  der  Nuntius  bei  Haneberg  mit  der  persönlichen  Eröffnung, 
er  habe  ihm  den  Wunsch  des  Papstes  kundzugeben,  dass  er  schriftlich 
nach  Köln  die  Erklärung  der  Nichtannahme  der  eventuellen  Wahl  schon 
jetzt  gelangen  lasse  Haneberg  erwiderte,  dass  ein  Wunsch  des  Heiligen 
Vaters,  sobald  er  davon  gewiss  gemacht  werde,  für  ihn  Befehl  sein  werde,, 
dass  er  keinenfalls  eine  schriftliche  Erklärung  abgeben  könne,  bevor  ihm 
dazu  schriftliche  Veranlassung  geworden.  Sehr  aufgebracht  schied  dann 
der  Nuntius  von  ihm.  Zu  ähnlicher  Zumutung  hatten  sich  auch  bereits 
von  Köln  aus  Mitglieder  der  Majorität  erdreistet,  aber  keine  Antwort  er- 
halten.'' Hiermit  stimmt  eine  P^rzählung  Döllingers  (Briefe  an  eine  junge 
Freundin  [1914]  208)  überein,  der  meint,  der  Nuntius  habe  nicht  auf  An- 
weisung Roms,  sondern  auf  eigene  Hand  so  gehandelt.  Döllingers  Ein- 
druck, dass  „man  am  ganzen  Rheine  vorzugsweise  Haneberg  zum  Erz- 
bischof wünscht,  selbst  mit  Sehnsucht  erfleht",   dürfte  übertrieben  sein. 
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«dem  Staate  zur  Erleichterung  und  Sieherstellung  der  Ausübung  des 
Wahh'echtes  zu  treffen.  Die  rücksichtsvolle  Behandlung  mag  nicht 
wenig  mit  dazu  beigetragen  haben,  dass  der  ange  Kampf  keine 
schlimmen  Spuren  in  der  Erzdiözese  hinterliess,  wenigstens  nicht 
für  die  Dauer. 

Über  die  allgemeine  Bedeutung  dieser  Kölner  Wahl  hat  sich 
Bischof  von  Ketteier  in  einem  bemerkenswerten  Briefe  an  Kardinal 
Reisach  in  Rom  vom  4.  Dezember  1865^^)  geäussert.  Mit  Recht  sieht 
er  darm  einen  Kampf  um  die  Freiheit  in  der  Besetzung  der  Bischofs- 
fitühle,  nicht  allein  in  Preussen,  sondern  in  der  Folgewirkung  auch 
im  übrigen  Deutschland,  indem,  wenn  es  der  preussischen  Regie- 
rung gelänge,  ihren  Willen  durchzusetzen,  die  andern  Regierungen 
auf  diesem  Wege  folgen  würden,  zunächst  in  Baden,  wo  mau  schon 
mit  dem  baldigen  Tode  des  Freiburger  Erzbischofs  von  Vicari  rechnete. 
Die  Freiheit  der  Bischofswahlen  sei  aber  entscheidend  für  die  Frei- 
heit der  Kirche  überhaupt.  Dagegen  überschätzt  er  wohl  die  Kölner 
Vorgänge,  wenn  er  meint,  die  Regierungen  und  die  mit  ihnen  in 
dieser  Sache  verbündeten  Liberalen  und  Freimaurer  beabsichtigten 
mittels  dieses  Vorstosses,  die  Kirche  in  den  Zustand  vor  der  Zeit 
Ton  Klemens  August  zurückzuwerfen.  Es  sei  „die  wichtigste  Frage, 
•die  seit  dem  Kölner  Streit  [1837]  über  die  Lage  der  Kirche  in 
Deutschland  verhandelt  worden  ist" ;  es  liege  „eine  Art  Revanche 
•des  Weltgeistes  für  das  Jahr  1837  und  für  die  seit  dem  Jahre  1848 
errungene  Freiheit"  vor.  Gewiss  wollte  der  Staat  sich  eine  be- 
quemere Spitze  des  preussischen  Episkopates  schaffen  und  dem  Mi- 
nisterpräsidenten Bismarck  ist  wohl  zuzutrauen,  dass  ihm  damals 
schon  eine  engere  Bindung  der  Kirche  auf  dem  Verwaltungswege 
als  Ziel  vorschwebte.  Allein  an  ein  völliges  Zurückschrauben  der 
Dinge  auf  den  alten  Zustand  konnte  er  in  der  politischen  Lage  der 
sechziger  Jahre,  als  er  im  heftigsten  Kampfe  gerade  mit  den  libe- 
ralen Parteien  lag,  und  Deutschland  noch  nicht  geeint  war,  schwer- 
lich denken.  Die  Möglichkeit  eines  Kulturkampfes  aber  in  naher 
Zeit  war  auch  für  einen  Staatsmann  wie  Bismarck  nicht  vorauszu- 
sehen, und  dabei  gar  auf  einen  Erzbischof  von  Köln  als  Helfers- 
helfer zu  rechnen,  wäre  eine  kirchenpolitische  Kinderei  gewesen. 
Ketteier  stützt  sich  darauf,  „dass  sogar  Männer  aus  dem  Jahre  1837 
bei  der  Kölner  Wahl  wieder  eine  Rolle  spielen,  wie  dieser  Unglück- 
es) Pfülf,  Ketteier  2,  2.Ö5-257. 
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elige  München''.  Dieser  Mann  hat  1837  wie  1864/65  eine  recht 
)escheidene  Rolle  gespielt,  und  unter  seinen  Parteigenossen  im  Wahl- 
i  itreit  gab  es  entschiedene  Vorkämpfer  der  Kirchenfreiheit  aus  den 
Tagen  von  Klemens  August.  Der  Kölner  Wahlkampf  muss  in 
3rster  Linie  auf  dem  Boden  der  inneren  Geschichte  des  Erzbistums 
gewürdigt  werden. 

Für  alle  preussischen  Bistümer  hätte  es  eine  grosse  Folge 
haben  können,  wenn  der  Papst  seine  während  des  Streites  wieder- 
holt geäusserte  Absicht  eine  endgültige  Regelung  des  Wahl- 
verfahrens vorzunehmen,  ausgeführt  hätte.  Allein  dies  ist  nicht 
geschehen.  Es  blieb  bei  dem  bedenklichen  Vorwahl-  und  Listen- 
wesen. Die  üblen  Nebenerscheinungen  bei  ihm  lassen  sich  frei- 
lich vermeiden,  wenn  die  Kapitel  sich  von  Parteitreiben  frei- 
halten und  ihre  Aufgabe  grossherzig  im  Geiste  des  Kirchenrechtes 
erfassen.  Mögen  sie  auch  nach  dem  Buchstaben  des  Gesetzes  als 
geschlossene  Körperschaft  allein  das  Wahlrecht  haben,  so  sind  sie  in 
der  Ausübung  doch  zugleich  auch  Vertreter  der  Diözesangeistlichkeit 
und  haben  daher  die  moralische  Pflicht  auch  auf  deren  Wünsche  und 
urteile  zu  achten.  Ist  der  Klerus  geteilter  Meinung,  wie  es  in  der 
Erzdiözese  Köln  bezüglich  der  Regierungsweise  Geisseis  und  der 
Frage,  ob  ihre  Fortsetzung  heilsam  sei  oder  nicht,  der  Fall  war,  so 
kann  vielleicht  eine  mittlere  Linie  gefunden  werden.  Wenn  gar  im 
Kapitel  selbst  eine  ansehnliche  Minderheit  und  gestützt  auf  einen 
beträchtlichen  Teil  des  Kleruä"  sich  aus  grundsätzlichen  Erwägungen 
mit  den  Absichten  einer  Mehrheit  nicht  einverstanden  erklären  kann 
und  wenn  ihr  wie  ihrem  Anhange  die  kirchliche  Gesinnung  nicht 
abzusprechen  ist,  so  muss  der  ehrliche  Versuch  einer  Verständigung 
gemacht  werden.  Die  rücksichtslose  Anwendung  des  nackten  Ma- 
joritätsprinzips entspricht  nicht  dem  Sinne  des  kirchlichen  Wahl- 
rechtes. Bekanntlich  hat  dieses  bis  zum  Hochmittelalter  nicht  der 
maior  pars,  sondern  der  sanior  pars  die  Entscheidung  beigelegt, 
von  dem  Gedanken  ausgehend,  dass  eine  möglichst  einhellige  Wahl 
zu  erstreben  sei  und  dass  dies  bei  allseitigem  guten  Willen  sich 
durch  ruhige  Erwägung  von  Gründen  und  Gegengrüuden  in  der 
Regel  erreichen  lasse  ^^).  Auch  die  päpstlichen  Kundgebungen  haben 
im  Kölner  Wahlkampfe  immer  wieder  zur  Einigkeit  gemahnt.     Die 


66)  Vgl.  0.  Gierke,  Über  die  Geschichte  des  Majoritätsprinzips  (Inter- 
national Cougress  of  historical  studies.    London  1913). 
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brutale  Macht  der  Zahl  ist  nur  ein  Notbehelf  und  darf  nur  Platz 
greifen,  nachdem  alle  andern  Mittel  erschöpft  sind.  Sie  beruht  im 
Grunde  genommen  auf  der  Vorstellung  einer  materialistischen  Struk- 
tur der  Gesellschaft,  die  aus  gleichwertigen  Atomen  zusammengesetzt 
erscheint.  Das  aber  ist  gerade  die  Kirche  nicht,  die  vielmehr  ein 
organischer  Bau  ist  und  jedes  Glied  zu  seinem  relativen  Rechte 
kommen  lassen  möchte.  Durch  ausgiebige  gemeinsame  Bespre- 
chungen bei  der  Wahl  können  unter  Verzicht  auf  persönliche  Inter- 
essen Gegensätze  ausgeglichen  oder  doch  soweit  gemildert  werden, 
dass  die  Aufstellung  einer  Kandidatenliste  möglich  wird,  aus  der 
auch  eine  Minderheit  ihre  Wahl  zu  treffen  vermag.  In  Köln  hatte 
die  Mehrheit  von  vornherein  alle  genannten  Gesichtspunkte  ausser 
acht  gelassen. 
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